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I. Prüfungsauftrag 

Auf der Grundlage des Beschlusses des Rechnungsprüfungsausschusses der Gemeinde Bestwig 

beauftragte uns die Rechnungsprüfung der  

Gemeinde Bestwig 

(im Folgenden kurz: „Gemeinde“ genannt), 

den Jahresabschluss zum 31.12.2016 unter Einbeziehung der zu Grunde liegenden Buchführung 

und den Lagebericht für das Haushaltsjahr 2016 gemäß § 101 GO NRW zu prüfen. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind gemäß § 101 Abs. 1 GO NRW vom Rechnungs-

prüfungsausschuss zu prüfen. Gemäß § 101 Abs. 8 GO NRW i. V. m. § 103 Abs. 5 GO NRW be-

dient sich der Rechnungsprüfungsausschuss zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung unse-

rer Gesellschaft als Abschlussprüfer. 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns gemäß § 101 GO NRW und § 317 HGB 

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss sowie den Lagebericht abzu-

geben. 

Form und Inhalt des Prüfungsberichtes entsprechen den Grundsätzen ordnungsmäßiger Bericht-

erstattung bei Abschlussprüfungen nach IDW PS 450. Die von der Gemeinde aufgestellten Teiler-

gebnis- und Teilfinanzrechnungen haben wir in einem gesonderten Anlagenband beigefügt. Der 

vorliegende Prüfungsbericht richtet sich an die Gemeinde Bestwig. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-

baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.  

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten - auch im Verhältnis zu 

Dritten - die als Anlage beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 01.01.2002. 
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II. Grundsätzliche Feststellungen 

Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 

Aus dem von dem gesetzlichen Vertreter aufgestellten Lagebericht und Jahresabschluss heben 

wir folgende Aspekte hervor, die unseres Erachtens für die Beurteilung der wirtschaftlichen Lage 

der Gemeinde von besonderer Bedeutung sind. 

Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf der Gemeinde 

· Der Jahresfehlbetrag 2016 beträgt 1.810 T€. Gegenüber dem fortgeschriebenen Haushalts-

ansatz konnte das Jahresergebnis um 460 T€ verbessert werden. Die Gründe für die Verbes-

serung sieht der gesetzliche Vertreter in einer restriktiven Haushaltsbewirtschaftung, Minder-

aufwand im Bereich der Asylbewerberleistungen sowie bei den Personalaufwendungen. 

· Die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit belaufen sich im Berichtsjahr auf 1.117 T€ und 

betragen damit  56,92 % der bilanzierten Abschreibungen i. H. v. 1.962 T€. 

· Die Eigenkapitalquote beträgt zum Bilanzstichtag 21,2 %. 

Zukünftige Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken 

· Die Ergebnisplanung sieht für das Jahr 2017 einen Jahresfehlbetrag von 1.564 T€ vor. Der 

Haushaltsausgleich kann nur durch die Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage erreicht 

werden. 

· Die Gemeinde musste zum Haushalt 2015 erstmalig ein Haushaltssicherungskonzept aufstel-

len. Der Haushaltsausgleich kann im Jahr 2025 erreicht werden. Der gesetzliche Vertreter er-

kennt als Ursachen für die Aufstellung des Haushaltssicherungskonzeptes Änderungen bei 

der Berechnung der Schlüsselzuweisungen, Steigerungen bei der Kreis- und Jugendamtsum-

lage sowie zusätzliche Belastungen durch steigende Pensions- und Beihilferückstellungen. 

· Die Gemeinde Bestwig ist nach Auffassung des gesetzlichen Vertreters auch zukünftig zu 

einer restriktiven Haushaltsbewirtschaftung angehalten. Es wird die Notwendigkeit einer  

kontinuierlichen Aufgabenkritik erkannt. Ziel bleibt aber dennoch, die Standards im Schulbe-

reich zu erhalten. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die Beurtei-

lung der Lage der Gemeinde, einschließlich der dargestellten Chancen und Risiken der künftigen 

Entwicklung, plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch die gesetzlichen 

Vertreter ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend. 
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III. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand der Prüfung 

Gegenstand unserer Prüfung waren der nach den Vorschriften des NKF aufgestellte Jahresab-

schluss zum 31.12.2016 - bestehend aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Teilergebnis-

rechnungen, Teilfinanzrechnungen, Bilanz und Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung, der 

Inventur, des Inventars und der Übersicht über örtlich festgelegte Nutzungsdauern der Vermö-

gensgegenstände - sowie der Lagebericht. 

Wir prüften die Einhaltung der landesrechtlichen Vorschriften der GO NRW und GemHVO NRW 

und der sie ergänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestim-

mungen. 

Die Verantwortung für die Rechnungslegung und die uns erteilten Angaben und Auskünfte trägt 

der gesetzliche Vertreter der Gemeinde. Unsere Aufgabe ist es, diese Unterlagen unter Einbezie-

hung der Buchführung, und die gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung 

zu beurteilen. 

Art und Umfang der Prüfung 

Grundlage unserer Prüfung waren die landesrechtliche Vorschrift des § 101 GO NRW, die sie 

ergänzenden handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 316 ff HGB) und die vom IDW festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von Abschlussprüfungen. Danach ist die 

Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-

stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, Finanz- und 

Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Gegenstand unseres Auftrages waren weder die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tat-

bestände, wie z. B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen, noch die Aufdeckung 

und Aufklärung außerhalb der Rechnungslegung begangener Ordnungswidrigkeiten. Prüfungspla-

nung und Prüfungsdurchführung haben wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkei-

ten, die für die Rechnungslegung wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt wer-

den. Der gesetzliche Vertreter der Gemeinde ist für die Einrichtung und Durchsetzung geeigneter 

Maßnahmen zur Verhinderung bzw. Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten verantwortlich; die 

Überwachung obliegt dem Rat, der dabei auch das Risiko der Umgehung von Kontrollmaßnahmen 

berücksichtigt. 
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Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen  

Kontrollsystems sowie die Nachweise für die Angaben in Buchführung, Inventar, Übersicht über 

örtlich festgelegte Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände, Jahresabschluss und Lagebe-

richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der 

angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des gesetzlichen 

Vertreters sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richtes. 

Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unserer vor-

läufigen Lageeinschätzung der Gemeinde und einer Einschätzung der Wirksamkeit des  

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems der Gemeinde zu Grunde. Hierbei haben 

wir unsere Kenntnisse über die Verwaltungstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 

Umfeld der Gemeinde sowie mögliche Fehlerrisiken berücksichtigt.  

Aus den bei der Prüfungsplanung getroffenen Feststellungen ergaben sich nachfolgende Prü-

fungsschwerpunkte: 

· Abstimmung der Finanzbuchhaltung mit ihren Nebenbüchern, 

· Vollständigkeit der Rückstellungen und 

· die Entwicklung des Anlagevermögens einschließlich der korrespondierenden Sonderposten. 

Ausgehend von unserer Beurteilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 

haben wir bei der Festlegung der weiteren Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlich-

keit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. Sowohl analytische Prüfungshandlungen als auch Einzel-

fallprüfungen wurden nach Art und Umfang, unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungs-

gebiete und der Organisation des Rechnungswesens, in ausgewählten Stichproben durchgeführt. 

Die Stichproben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen 

Posten des Jahresabschlusses Rechnung tragen. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 

eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  

Bei der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems haben wir keine 

Schwachstellen festgestellt. Eine Auswirkung unserer Prüfungshandlungen bzw. Änderungen 

unserer Prüfungsschwerpunkte war demnach nicht erforderlich. 

Analytische Prüfungshandlungen haben wir vor allem im Rahmen von Zeitreihenvergleichen und 

Plan-Ist-Abweichungen einzelner Posten der Bilanz sowie bei der Analyse der Vermögens-, 

Schulden-, Finanz- und Ertragslage vorgenommen. Einzelfallprüfungen haben wir in Stichproben 

durch bewusste Auswahl durchgeführt. 
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Der Bestand der im Umlaufvermögen als Waren bilanzierten Grundstücke sowie das Finanzan-

lagevermögen wurden im Rahmen einer Buchinventur nachgewiesen. An der Inventur der bilan-

zierten Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe haben wir nicht beobachtend teilgenommen, da diese in 

Bezug auf die Relationen des Jahresabschlusses von untergeordneter Bedeutung sind. 

Im Rahmen der sonstigen substanziellen Prüfungshandlungen wurden uns Saldenbestätigungen 

und -mitteilungen sowie andere geeignete Unterlagen von beauftragten Kreditinstituten vorgelegt.  

Bei der Prüfung der Pensionsrückstellungen zum Bilanzstichtag haben wir uns auf ein versiche-

rungsmathematisches Gutachten der Heubeck AG, Köln, vom 10. Februar 2017 gestützt. 

Für das Berichtsjahr haben wir aufgrund umfassender Erläuterung der uns benannten Auskunfts-

personen zu der Berücksichtigung zukünftiger Risiken und der Ergebnisse alternativer Prüfungs-

handlungen auf die Einholung von Rechtsanwaltsbestätigungen verzichtet. 

Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei unserer 

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht, ob er den gesetzlichen Vorschriften ent-

spricht, ob er insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Gemeinde vermittelt und 

ob die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung im Lagebericht zutreffend dargestellt wor-

den sind. 

Wir haben die Prüfung im März 2017 durchgeführt.  

Aufklärungen und Nachweise im Sinne des § 320 HGB erteilten uns der gesetzliche Vertreter so-

wie die uns benannten Personen bereitwillig und im gewünschten Umfang. Die berufsübliche Voll-

ständigkeitserklärung des gesetzlichen Vertreters haben wir zu unseren Arbeitspapieren genom-

men. 
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IV. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

A. Ordnungsmäßigkeit der Haushaltssatzung 

1. Haushaltssatzung 2016 

Der Haushaltsplan 2016 enthält die von der GO NRW geforderten Angaben. Er beinhaltet den 

Gesamtergebnis- und den Gesamtfinanzplan sowie die Teilergebnis- und Teilfinanzpläne auf Pro-

duktebene für das Haushaltsjahr 2016.  

Die wesentlichen Merkmale des Haushaltsplans 2016 sind: 

- Kreditaufnahmen für Investitionen:     150 T€ 

- Summe der Verpflichtungsermächtigungen:   1.076 T€ 

- Verringerung der Allgemeinen Rücklage:   2.186 T€ 

- Maximale Kreditneuaufnahmen zur Liquiditätssicherung: 5.000 T€ 

2. Haushaltsplanverfahren 

Die Haushaltssatzung 2016 wurde vom Rat der Gemeinde mit Beschluss vom 16.12.2015 festge-

stellt. Die Kenntnisnahme erfolgte durch den Landrat des Hochsauerlandkreises mit Schreiben 

vom 26.01.2016 ohne kommunalaufsichtsrechtliche Bedenken. Die Genehmigung erfolgte gemäß 

§ 75 Abs. 4 GO NRW. Anschließend erfolgte die öffentliche Bekanntmachung. 

Die Gemeinde Bestwig hat zum Haushalt 2015 ein Haushaltssicherungskonzept gem. § 76 Abs. 1 

Nr. 2 GO NRW aufgestellt. Das Haushaltssicherungskonzept sieht den Haushaltsausgleich im 

Jahr 2025 vor. Der Landrat des Hochsauerlandkreises hat das Haushaltssicherungskonzept mit 

Schreiben vom 26.01.2016 genehmigt. 
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B. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Vorjahresabschluss 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2015 wurde in der von uns geprüften und mit einem uneinge-

schränkten Bestätigungsvermerk versehenen Fassung (Bericht Nr. 44211 vom 31.03.2016) vom 

Rat der Gemeinde am 13.07.2016 festgestellt. Dem Bürgermeister wurde Entlastung erteilt. 

2. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Buchführung entspricht den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung. Die den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen sind in der 

Buchführung, im Jahresabschluss und im Lagebericht ordnungsmäßig abgebildet.  

3. Jahresabschluss 

Der von uns geprüfte Jahresabschluss für das Haushaltsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2016 ist 

diesem Bericht als Anlage 1 beigefügt. Er entspricht nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 

der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsät-

ze ordnungsmäßiger Buchführung.  

Bilanz, Ergebnis- und Finanzrechnung wurden ordnungsmäßig aus der Buchführung und den wei-

teren geprüften Unterlagen abgeleitet. Auf den Beständen des Vorjahresabschlusses zum 

31.12.2015 wurde ordnungsmäßig aufgesetzt. Die für Gebietskörperschaften geltenden Ansatz-, 

Ausweis- und Bewertungsvorschriften nach dem NKF wurden beachtet.  

Der Anhang enthält die vorgeschriebenen Angaben zu den einzelnen Posten der Bilanz, Ergebnis- 

und Finanzrechnung und beinhaltet die sonstigen Pflichtangaben richtig und vollständig.  

4. Lagebericht 

Der Lagebericht (Anlage 2 dieses Berichtes) entspricht den gesetzlichen Vorschriften, steht mit 

dem Jahresabschluss und den im Verlauf unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

und vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Gemeinde. Die wesentli-

chen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung sind zutreffend und vollständig dargestellt.  
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C. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass der Jahresabschluss im 

Zusammenwirken von Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, den jeweiligen Teilrechnungen, Bilanz 

sowie Anhang, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage 

der Gemeinde vermittelt. 

Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind zutreffend in dem als Anlage 1d 

beigefügten Anhang dargestellt.  

Mit unseren nachfolgenden Ausführungen gehen wir auf die Sachverhalte ein, die unseres Erach-

tens für die Beurteilung der Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage sowie in ihrer Ge-

samtwirkung im Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Sachverhalten von wesentlicher 

Bedeutung sind: 

· Die Pensionsrückstellungen wurden auf Grundlage eines versicherungsmathematischen 

Gutachtens von der Heubeck AG, Köln, im Auftrag der wvk Westfälisch-Lippischen Ver-

sorgungskasse für Gemeinden und Gemeindeverbände Münster ermittelt. Die Rückstel-

lungen enthalten neben den künftigen Versorgungsleistungen auch die Ansprüche auf 

Beihilfe. Die Bewertung erfolgte mit dem in § 36 Abs. 1 GemHVO NRW vorgesehenen 

Rechnungszinsfuß von 5,0 % unter Berücksichtigung der Richttafeln 2005 G von Prof. Dr. 

Klaus Heubeck. Aufgrund nicht berücksichtigter zukünftiger Gehalts- und Vergütungs-

trends sowie zu erwartender steigender Lebenserwartungen ist mit weiteren signifikanten 

ergebniswirksamen Steigerungen des Rückstellungsbuchwertes in der Zukunft zu rech-

nen. 
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D. Ertrags-, Vermögens-, Schulden- und Finanzlage 

1. Ertragslage 

1.1 Ergebnisanalyse auf Basis des Jahresergebnisses 2016 

Im Folgenden werden die tatsächlichen Ergebnisse der Haushaltsjahre 2016 und 2015 dargestellt 

und wie folgt analysiert: 

    2016 2015 Ver- 
    änderung 
      T€     T€     T€   

                 
Steuern und ähnliche Abgaben     11.545   12.501   -956   
Zuwendungen und allgemeine Umlagen     1.667   2.174   -507   
Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte     1.758   1.830   -72   
Privatrechtliche Leistungsentgelte     448   418   30   
Kostenerstattungen und -umlagen     2.179   1.168   1.011   
Sonstige ordentliche Erträge     750   868   -118   
Ordentliche Erträge     18.347   

 
18.959   

 
-612   

Personalaufwendungen      3.156   3.379   -223   
Versorgungsaufwendungen     461   471   -10   
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen     3.264   3.106   158   
Bilanzielle Abschreibungen      1.962   1.924   38   
Transferaufwendungen      9.992   8.724   1.268   
Sonstige ordentliche Aufwendungen      964   1.422   -458   
Ordentliche Aufwendungen     19.799   

 
19.026   

 
773   

Ordentliches Ergebnis     -1.452   
 

-67   
 

-1.385   
Finanzerträge     47   105   -58   
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen      405   562   -157   
Finanzergebnis     -358   

 
-457   

 
-99   

Ergebnis der laufenden      
 

  
  

  
  

  
Verwaltungstätigkeit / Jahresergebnis     -1.810   

 
-524   

 
-1.286   
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Die Erträge aus Steuern und ähnlichen Abgaben setzen sich wie folgt zusammen: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

Realsteuern gemäß § 3 Abs. 2 AO 
   Gewerbesteuer 4.982 6.118 -1.136 
   Grundsteuer 1.432 1.405 27 

6.414 7.523 -1.109 
Gemeinschaftssteuern 
   Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 4.007 3.880 127 
   Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 550 534 16 

4.557 4.414 143 

Sonstige 574 564 10 
11.545 12.501 -956 

Die für das Haushaltsjahr 2016 festgesetzten steuerlichen Hebesätze belaufen sich für die Grund-

steuer A auf 239 % (Vorjahr: 235 %), die Grundsteuer B auf 472 % (Vorjahr: 466 %) und die Ge-

werbesteuer auf 459 % (Vorjahr: 457 %). 

Der Rückgang der Gewerbesteuererträge resultiert insbesondere aus Sondersachverhalten bei 

einem großen Gewerbesteuerzahler im Vorjahr. 

Die Anteile der Gemeinde an der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer werden anhand von 

Schlüsselzahlen auf Landesebene festgelegt. Bei den Erträgen aus dem Gemeindeanteil an der 

Einkommenssteuer betrug die zugrunde liegende Schlüsselzahl für die Gemeinde 0,0005161 (Vor-

jahr: 0,0005161). Bei den Erträgen aus dem Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer betrug die zu-

grunde liegende Schlüsselzahl 0,000473939 (Vorjahr: 0,000473939). 
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Die Zuwendungen und allgemeinen Umlagen gliedern sich wie folgt auf: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

Erträge Auflösung Sonderposten 721 705 16 
Zuweisungen und Zuschüsse 
  vom Land 824 1.468 -644 
  vom Bund 122 1 121 

1.667 2.174 -507 

Die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus Zuwendungen ergeben sich in Höhe der auf 

die bezuschussten und geförderten Anlagegegenstände entfallenden anteiligen Abschreibungen. 

Insoweit werden diese bilanziellen Abschreibungen erfolgsneutral gestellt. 

Die Zuweisungen und Zuschüsse vom Land beinhalten insbesondere die Schlüsselzuweisungen 

aus dem Finanz- und Lastenausgleich mit den Gemeinden und Gemeindeverbänden in Höhe von 

621 T€ (Vorjahr: 1.281 T€). 

Der Anstieg der Zuweisungen und Zuschüsse vom Bund ergibt sich durch ein aufgelegtes Investi-

tionsförderprogramm. 

Die Erträge aus Öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten setzen sich wie folgt zusammen: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

Benutzungsgebühren 1.170 1.232 -62 
Verwaltungsgebühren 67 79 -12 
Erträge Auflösung Sonderposten aus Beiträgen 497 500 -3 
Sonstige 24 19 5 

1.758 1.830 -72 

Unter dem Posten Benutzungsgebühren werden im Wesentlichen Gebühren aus den Bereichen 

Abfallbeseitigung (867 T€, Vorjahr: 865 T€), Winterdienst (118 T€, Vorjahr: 195 T€) sowie Fried-

hofswesen (87 T€, Vorjahr: 85 T€) ausgewiesen. Ursächlich für den Rückgang der Winterdienst-

gebühren ist ein vergleichsweise milder Winter sowie eine Senkung der Gebührensätze im Be-

richtsjahr.  Die Gebührennachkalkulation 2016 ergab im Bereich der Abfallbeseitigung eine Über-

deckung, welche dem Sonderposten für Gebührenausgleiche zugeführt wurde. 
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Die Zunahme der Privatrechtlichen Leistungsentgelte resultiert insbesondere aus einem An-

stieg von Verkaufserlösen. 

Erträge aus Kostenerstattungen und -umlagen im Einzelnen: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

Erstattungen 
 - von Gemeinden sowie Gemeindeverbänden 135 135 0 
 - vom Bund 290 322 -32 
 - vom Land 1.688 658 1.030 
 - von privaten Unternehmen 16 16 0 
 - für Hilfeleistungen der Feuerwehr 4 6 -2 
 - übrige Erstattungen  46 31 15 

2.179 1.168 1.011 

Die Erstattungen von Gemeinden sowie Gemeindeverbänden betreffen im Wesentlichen  

Erstattungen der Stadt Meschede für die Unterhaltung der touristischen Arbeitsgemeinschaft  

„Rund um den Hennesee“ (135 T€). Die Erstattungen des Bundes setzen sich insbesondere aus 

dem SGB II Bereich zusammen. Die Erstattungen des Landes betreffen hauptsächlich deutlich 

gestiegene Erstattungen nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz. 

Die Sonstigen ordentlichen Erträge setzen sich wie folgt zusammen: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

Konzessionsabgaben 244 340 -96 
Auflösung von Wertberichtigungen 5 46 -41 
Auflösungen und Abgänge von Sonderposten 125 167 -42 
Einheitslastenabrechnung NRW  58 103 -45 
Auflösungen von Rückstellungen 233 167 66 
Sonstige 85 45 40 

750 868 -118 

Der deutliche Rückgang der Konzessionsabgaben ergibt sich u.a. aus Erstattungen der Konzessi-

onsabgabe Strom für die Jahre 2014 und 2015 i. H. v. 49 T€ sowie der Konzessionsabgabe Gas 

für das Jahr 2014 i. H. v. 18 T€.  
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Der Anstieg der Auflösungen von Rückstellungen betrifft insbesondere eine Teilauflösung der 

Pensions- und Beihilfeverpflichtungen nach einem Todesfall (219 T€). 

Die Personalaufwendungen setzen sich wie folgt zusammen: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

Dienstaufwendungen 
  - Beamtenbezüge 615 592 23 
  - Tariflich Beschäftigte 1.866 1.915 -49 

2.481 2.507 -26 

Beiträge zur Versorgungskasse 150 155 -5 
Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung 369 378 -9 
Beihilfen und Unterstützungsleistungen 37 38 -1 
Veränderung der Rückstellungen für Pensionen,   
  für Beihilfen, Altersteilzeit, Überstunden u.ä. 119 301 -182 

3.156 3.379 -223 

Die Personalkennzahlen stellen sich wie folgt dar: 

2016  2015 

Personalaufwendungen in T€ 3.156 3.379 

Vollkräfte (incl. Auszubildende)  59 60 

Personalintensität in % 15,9 17,8 

Personalaufwand x 100 
     Ordentliche Aufwendungen 
     

Personalaufwand je Vollkraft in € 53.500 56.300 

Der Rückgang der Personalaufwendungen ergibt sich, trotz tariflicher Steigerungen auf Jahres-

sicht von rund 2,4 %, insbesondere durch Krankengeldzahlungen der Krankenkassen für langfris-

tig erkrankte gemeindliche Mitarbeiter. Entlastend wirkt weiterhin eine Teilauflösung der Pensions- 

und Beihilfeverpflichtungen aufgrund eines Todesfalls (219 T€). Entsprechend haben sich auch 

die Personalkennzahlen verändert. 
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Die Versorgungsaufwendungen wurden nach dem Versorgungslastenverteilungsgesetz abge-

rechnet. 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen stellen sich wie folgt dar: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

Reinigungsaufwendungen 213 204 9 
Schülerbeförderung 193 173 20 
Straßenwinterdienst 76 90 -14 
Müllbeseitigung 283 274 9 
Deponiekosten 514 525 -11 
Energie, Wasser, Abwasser 612 650 -38 
Unterhalt Fahrzeuge, Maschinen, BGA 95 117 -22 
Bauliche Unterhaltung 725 573 152 
Sonstige 553 500 53 

3.264 3.106 158 

Aufgrund des bereits unter der Ergebnisrechnungsposition Zuwendungen und allgemeine Umla-

gen erläuterten Bundesinvestitionsförderprogramm sind die baulichen Unterhaltungsaufwendun-

gen korrespondierend angestiegen. 

Die Zunahme der Sonstigen Aufwendungen betrifft u.a. ein Artenschutzgutachten. 

Hinsichtlich der bilanziellen Abschreibungen auf das immaterielle Anlage- und das Sachanlage-

vermögen verweisen wir auf den Anlagenspiegel. In den Abschreibungen sind Abschreibungen auf 

geringwertige Wirtschaftsgüter von 38 T€ enthalten.  
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Die Transferaufwendungen gliedern sich wie folgt: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

Kreisumlagen 7.091 6.258 833 
Sozialtransferleistungen 
  - Asyl 1.500 814 686 
  - Finanzierungsbeteiligungs SGB II 191 293 -102 
Krankenhausinvestitionsumlage 133 134 -1 
Gewerbesteuerumlage 375 467 -92 
Fonds Deutsche Einheit 364 454 -90 
Zuschuss Bergbaumuseum Ramsbeck 113 59 54 
Zuschüsse für Kindergärten 116 125 -9 
Sonstige 109 120 -11 

9.992 8.724 1.268 

Die Höhe der Kreisumlage orientiert sich grundsätzlich an der Höhe der Kosten des Hochsauer-

landkreises. Der deutliche Anstieg der Sozialtransferleistungen im Asylbereich ist durch einen 

deutlichen Anstieg der Asylbewerberzahlen im Berichtsjahr verursacht.  Der Anstieg des Zuschus-

ses für das Bergbaumuseum Ramsbeck ergibt sich durch einen höheren auszugleichenden Jah-

resverlust.  
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Die Sonstigen ordentlichen Aufwendungen setzen sich wie folgt zusammen: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

     Büromaterial 32 29 3 
Bücher und Zeitschriften 17 18 -1 
Postgebühren 46 45 1 
EDV 153 109 44 
Versicherungen 187 180 7 
Mieten, Pachten und Leasing 87 33 54 
Wertveränderungen Umlaufvermögen 17 56 -39 
Abgänge Sachanlagevermögen 1 126 -125 
Aufwandsentschädigungen 76 61 15 
sonstige Einwohnermeldeangelegenheiten 33 32 1 
Beiträge zu Verbänden 40 35 5 
Prüfungsleistungen 12 18 -6 
Zuführungen zu Gebührenrückstellungen 46 122 -76 
Zuführung zu Sonstigen Rückstellungen 0 364 -364 
Übrige ordentliche Aufwendungen 217 194 23 

964 1.422 -458 

Der Anstieg der EDV-Aufwendungen betrifft insbesondere die Infoma-Umstellung. 

Die Zuführungen zu den Gebührenrückstellungen betreffen im Berichtsjahr ausschließlich die Ab-

fallbeseitigung (46 T€).  

Die Abgänge des Sachanlagevermögens betrafen im Vorjahr im Wesentlichen die August-Beule 

Straße. 

Die Zuführung zu den sonstigen Rückstellungen im Vorjahr betraf eine Rückstellung für mögliche 

Gewerbesteuerrückerstattungen wegen eines anhängigen Rechtsstreites bei der Finanzbehörde. 
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Das negative Finanzergebnis setzt sich wie folgt zusammen: 

2016  2015  
Ver- 

  
änderung 

T€ 
 

T€ 
 

T€ 

     Finanzerträge 
     Zinserträge 0 2 -2 

Gewinnausschüttung HSW 24 0 24 
Verzinsung Gewerbesteuer 23 103 -80 

47 105 -58 
Finanzaufwendungen 

     Zinsaufwand für Investitionskredite 368 383 -15 
Zinsaufwand für Kontokorrentverkehr 6 8 -2 
Zinsaufwand Gewerbesteuer-Erstattungen 31 171 -140 

405 562 -157 
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1.2 Ergebnisanalyse auf Basis der Haushaltsplanung 

Maßgeblich für die Analyse und Beurteilung des Ergebnisses des Haushaltsjahres 2016 ist die 

Gegenüberstellung mit dem vom Rat beschlossenen Haushaltsplan (fortgeschriebener Ansatz). Im 

Folgenden werden auf Basis der Gesamtertragslage der fortgeschriebene Ansatz und das Ist-

Ergebnis für das Haushaltsjahr 2016 gegenübergestellt. 

    Planansatz IST  Ver- 
    (fortgeschrieben)   änderung 
      T€     T€     T€   
                    
Steuern und ähnliche Abgaben     12.011   11.545   -466   
Zuwendungen und allgemeine Umlagen     1.844   1.667   -177   
Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte     1.854   1.758   -96   
Privatrechtliche Leistungsentgelte     368   448   80   
Kostenerstattungen und -umlagen     3.014   2.179   -835   
Sonstige ordentliche Erträge     581   750   169   
Ordentliche Erträge     19.672   

 
18.347   

 
-1.325   

Personalaufwendungen      3.309   3.156   -153   
Versorgungsaufwendungen     472   461   -11   
Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen     3.584   3.264   -320   
Bilanzielle Abschreibungen      2.129   1.962   -167   
Transferaufwendungen      11.102   9.992   -1.110   
Sonstige ordentliche Aufwendungen      918   964   46   
Ordentliche Aufwendungen     21.514   

 
19.799   

 
-1.715   

Ordentliches Ergebnis     -1.842   
 

-1.452   
 

-390   
Finanzerträge     35   47   -12   
Zinsen und sonstige Finanzaufwendun-
gen      463   405   -58   
Finanzergebnis     -428   

 
-358   

 
-70   

Ergebnis der laufenden      
 

  
  

  
  

  
Verwaltungstätigkeit / Jahresergebnis     -2.270   

 
-1.810   

 
-460   

                      

Die Darstellung zeigt, dass der Planansatz im Ergebnis übertroffen wurde. Für eine Erläuterung 

der einzelnen Veränderungen verweisen wir auf den Lagebericht der Gemeinde (Anlage 2 unseres 

Berichtes). 
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2. Vermögens- und Schuldenlage 

In der folgenden Übersicht haben wir die Aktiva und Passiva der Bilanz nach betriebswirtschaftli-

chen Kriterien zusammengefasst.  

  31.12.2016 31.12.2015 Ver- 
    änderung  
    T€     T€     T€   
Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen 39.887   40.966   -1.079   
Finanzanlagen 11.023   11.024   -1   
Langfristiges Vermögen 

 
50.910   

 
51.990   

 
-1.080   

Vorräte 224   224   0   
Forderungen  357   481   -124   
Liquide Mittel 1.129   2.157   -1.028   
Andere Aktiva 640   696   -56   
Kurzfristiges Vermögen 

 
2.350   

 
3.558   

 
-1.208   

Gesamtvermögen 
 

53.260   
 

55.548   
 

-2.288   
Eigenkapital 11.265   13.055   -1.790   
Sonderposten  18.255   19.159   -904   
Langfristige Rückstellungen 8.119   8.228   -109   
Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten 8.510   8.759   -249   
Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten 0   1.500   -1.500   
Andere langfristige Verbindlichkeiten 1.065   1.029   36   
Langfristiges Kapital 

 
47.214   

 
51.730   

 
-4.516   

Kurzfristige Rückstellungen 1.097   969   128   
Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten 399   376   23   
Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten 1.500   0   1.500   
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 197   530   -333   
Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 44   7   37   
Erhaltene Anzahlungen  1.947   1.114   833   
Sonderposten für den Gebührenausgleich 480   464   16   
Andere Passiva 382   358   24   
Kurzfristiges Kapital 

 
6.046   

 
3.818   

 
2.228   

Gesamtkapital 
 

53.260   
 

55.548   
 

-2.288   
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Die Immateriellen Vermögensgegenstände und Sachanlagen haben sich in 2016 wie folgt ent-

wickelt: 

     2016 

     

     
T€ 

    
Stand 01.01.    40.966 
Zugänge    848 

   41.814 
Abgänge    2 
Abschreibungen    1.925 
Stand 31.12.    39.887 

Die Zugänge des Berichtsjahres gliedern sich wie folgt auf: 

  
T€ 

   Immaterielle Vermögensgegenstände 
 

6 
Grünflächen, Ackerland 

 
14 

Wald, Forsten 
 

5 
Sonstige Dienst-. Geschäfts- und Betriebsgebäude 

 
65 

Infrastrukturvermögen 
 

408 
Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 

 
19 

Betriebs- und Geschäftsausstattungen 
 

118 
Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 

 
213 

 
848 

Die Zugänge des Infrastrukturvermögens betreffen die Baumhofstraße, die Baustraße Wiebusch 

sowie die Umgestaltung des Dorfplatzes Ramsbeck. Die geleisteten Anzahlungen und Anlagen im 

Bau betreffen im Wesentlichen die Renaturierung Elpe. 
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Die Finanzanlagen setzen sich wie folgt zusammen: 

31.12.2016 31.12.2015  
Ver- 

änderung 
T€ 

 
T€ 

 
T€ 

  Sondervermögen Abwasserwerk 9.058 9.058 
 

0 
Hochsauerlandwasser GmbH 1.694 1.694 

 
0 

Freizeitpark Hochsauerland GmbH 110 110 
 

0 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft Hochsauerland 
mbH 38 38 

 
0 

Bergbaumuseum Ramsbeck GmbH 11 11 
 

0 
Fondanteile WVK 37 37 

 
0 

Sonstige Ausleihungen 75 76 
 

-1 
11.023 11.024 

 
-1 

Unter den Vorräten werden im Wesentlichen Bauplätze bilanziert, die zur Veräußerung vorgese-

hen sind.  

Die Forderungen setzen sich wie folgt zusammen: 

31.12.2016 31.12.2015  Ver- 

 änderung 
T€ 

 
T€ 

 
T€ 

Öffentlich-rechtliche Forderungen  
   - aus Steuern 194 134 60 

 - aus Gebühren und Beiträgen 67 85 -18 
 - aus Transferleistungen 5 194 -189 
 - Sonstige 90 52 38 

356 465 -109 
Privatrechtliche Forderungen 

   - gegen verbundenen Unternehmen 0 4 -4 
 - gegen den privaten Bereich 0 10 -10 
 - gegen dem öffentlichen Bereich 1 2 -1 

1 16 -15 
357 481 -124 

Die öffentlich-rechtlichen Forderungen aus Transferleistungen im Vorjahr betrafen die Spitzab-

rechnung der Gewerbesteuerumlage bzw. des Fonds deutsche Einheit. 

Die dotierten Wertberichtigungen tragen dem allgemeinen Ausfallrisiko, insbesondere bei Gewer-

besteuerforderungen, Rechnung.  
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Die Liquiden Mittel bestehen neben dem Kassenbestand vor allem aus Guthaben auf Giro- und 

Festgeldkonten. Deren Veränderung wird in der Finanzrechnung dargestellt.  

Die Anderen Aktiva setzen sich aus den Sonstigen Vermögensgegenständen (107 T€, Vorjahr: 

99 T€) sowie der Aktiven Rechnungsabgrenzung (533 T€, Vorjahr: 597 T€) zusammen. Die rück-

läufige Aktive Rechnungsabgrenzung resultiert u.a. aus rückläufigen abgegrenzten Asylbewerber-

leistungen. 

Das Eigenkapital setzt sich wie folgt zusammen: 

 31.12.2016 31.12.2015  Ver- 

 
 änderung 

 
T€ 

 
T€ 

 
T€ 

 Allgemeine Rücklage 13.075 13.496 -421 
Ausgleichsrücklage 0 83 -83 
Jahresergebnis -1.810 -524 -1.286 
  11.265 13.055 -1.790 

Im Berichtsjahr wurden Erträge aus dem Verkauf von Vermögensgegenständen (20 T€) gemäß 

dem NKF Weiterentwicklungsgesetz direkt mit der Allgemeinen Rücklage verrechnet. Das Jahres-

ergebnis des Vorjahres (- 524 T€) wurde mit 83 T€ der Ausgleichsrücklage bzw. mit 441 T€ der 

Allgemeinen Rücklage entnommen. 

Zum 31.12.2016 beträgt die Eigenkapitalquote 21,2 % (Vorjahr: 23,5 %), unter Berücksichtigung 

des Sonderpostens aus Zuwendungen und Beiträgen sowie der Sonstigen Sonderposten beträgt 

die Quote 55,4 % (Vorjahr: 58,0 %).  

Die Sonderposten stellen sich wie folgt dar: 

 31.12.2016 31.12.2015  Ver- 

  
 änderung 

 
T€ T€ 

 
T€ 

 Sonderposten für Zuwendungen 10.832 11.145 -313 
Sonderposten für Beiträge 6.145 6.642 -497 
Sonstige Sonderposten 1.278 1.372 -94 

18.255 19.159 -904 
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Aus dem Vergleich der Sonderposten mit investivem Charakter und dem Sachanlagevermögen 

zuzüglich der immateriellen Vermögensgegenstände ergibt sich eine Quote aus Fördermitteln und 

Investitionszuschüssen von 45,8 % (Vorjahr: 46,8 %). Das heißt, dass das bilanzierte immaterielle 

Anlage- und Sachanlagevermögen in Höhe dieses Anteils durch Investitionszuschüsse Dritter 

finanziert worden ist. Der verbleibende Anteil (54,2 %; Vorjahr: 53,2 %) wurde durch Fremdkapital 

(Kapitalmarktdarlehen) und Eigenmittel der Gemeinde finanziert.  

Die langfristigen Rückstellungen gliedern sich wie folgt: 

 31.12.2016 31.12.2015  Ver- 

  änderung 

 
T€ 

 
T€ 

 
T€ 

      Pensionsrückstellungen 
 - Beschäftigte 2.784 2.635 149 
 - Versorgungsempfänger 3.426 3.718 -292 

  Beihilferückstellungen 
   - Beschäftigte 832 765 67 

 - Versorgungsempfänger 1.077 1.110 -33 

    8.119 8.228 -109 

Die zum 31.12.2016 bilanzierten Rückstellungen für Pensions- und Beihilfeverpflichtungen beru-

hen auf 13 aktiven Versorgungsberechtigten (Vorjahr: 13) und 11 Versorgungsempfängern (Vor-

jahr: 11). 

Die insgesamt zum Bilanzstichtag bestehenden Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitio-
nen haben zu Zinsaufwendungen in Höhe von 368 T€ geführt. Im Berichtsjahr wurde ein Investiti-

onskredit i. H. v. 150 T€ aufgenommen. 

Die Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten von 1.500 T€ haben eine Laufzeit von einem 

Jahr. 
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Die Kurzfristigen Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 

 31.12.2016 31.12.2015  Ver- 

  änderung 

 
T€ 

 
T€ 

 
T€ 

      Rückstellungen für 
 - Offene Urlaubsansprüche 146 138 8 
 - Überstunden / Zeitguthaben 43 41 2 
 - Prüfungskosten 93 93 0 
 - Gewerbesteuerrückerstattung 527 505 22 
 - Ausstehende Rechnungen 275 178 97 
 - Übrige 13 14 

 
-1 

  1.097 969 128 

Im Vorjahr wurde eine Rückstellung i. H. v. 505 T€ für eine Gewerbesteuererstattung gebildet. Im 

Berichtsjahr wurden der Rückstellung weitere 22 T€ für Zinsen zugeführt. 

Der Anstieg der Rückstellungen für ausstehende Rechnungen betrifft mit 189 T€ eine erwartete 

Nachzahlung für die Abrechnung der Jugendamtsumlage 2016. 

Wegen der für das Haushaltsjahr 2017 angestrebten Umstellung auf die Finanzsoftware Infoma 

wurden die  Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen zum 31.12.2016 soweit wie 

möglich getilgt.  

Der deutliche Anstieg der Erhaltenen Anzahlungen um 833 T€ ergibt sich hauptsächlich aus 

noch nicht verwendeten Zuwendungen für Investitionen, u.a. für die Renaturierung Elpe. 

Im Bereich des Sonderpostens für den Gebührenausgleich waren im Berichtsjahr lediglich 

Zuführungen in der Abfallbeseitigung (46 T€) notwendig. Den Sonderposten des Friedhofswesens 

bzw. des Winterdienstes konnten 27 T€ bzw. 3 T€ entnommen werden. 

Die Anderen Passiva setzen sich insbesondere aus den Sonstigen Verbindlichkeiten (367 T€; 

Vorjahr: 358 T€) zusammen.  
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3. Finanzlage 

3.1 Liquidität und Deckungsverhältnisse 

Die Liquiditätslage stellt sich an den Bilanzstichtagen wie folgt dar: 

  31.12.2016 31.12.2015 Ver- 
  änderung 
    T€     T€     T€   
        
Liquide Mittel 1.129   2.157   -1.028   
Kurzfristiges Kapital 6.046   3.818   2.228   
Liquidität I -4.917   

 
-1.661   

 
-3.256   

        
Kurzfristige Forderungen 997   1.177   -180   
Liquidität II -3.920   

 
-484   

 
-3.436   

        
Vorräte 224   224   0   
Liquidität III -3.696   

 
-260   

 
-3.436   

                    

Die Liquiditätslage der Gemeinde hat sich gegenüber dem Vorjahr verschlechtert. Die Liquidität II 

weist einen Saldo von - 3.920 T€ aus. Ursächlich für die deutliche Verschlechterung sind der 

Rückgang der Liquiden Mittel zum Bilanzstichtag sowie der im Haushaltsjahr 2017 zu tilgende 

Kassenkredit von 1.500 T€. 

Das Deckungsverhältnis der Finanzierung im langfristigen Bereich stellt sich an den Bilanzstich-

tagen wie folgt dar: 

  
31.12.2016 31.12.2015 

  Ver-   

  
ände-
rung   

    T€     T€     T€   
        
Langfristiges Kapital 47.214   51.730   -4.516   
Langfristiges Vermögen 50.910   51.990   -1.080   
Überdeckung (+) / Unterdeckung (-) -3.696   

 
-260   

 
-3.436   
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Die betriebswirtschaftlich wünschenswerte fristenkongruente Finanzierung des langfristig gebun-

denen Vermögens durch langfristig zur Verfügung stehendes Kapital ist im Berichtsjahr nicht ge-

geben. Das Deckungsverhältnis verschlechterte sich im Jahresvergleich um 3.436 T€ auf  

- 3.696 T€. Ursächlich für die negative Entwicklung ist insbesondere der Jahresverlust von 

1.810 T€, der zu einem Eigenkapitalverzehr geführt hat. 

3.2  Analyse der Finanzrechnung 2016 

In der Finanzrechnung als direkte Methode der Kapitalflussrechnung werden die Zahlungsströme 

des Berichtsjahres, getrennt nach der laufenden Verwaltungstätigkeit, der Investitionstätigkeit und 

der Finanzierungstätigkeit, in der durch das NKF gebotenen Form der direkten Methode darge-

stellt. 

Anhand dieser Finanzrechnung, die diesem Bericht im Jahresabschluss als Anlage 1b beigefügt 

ist, werden die Veränderung des Finanzmittelfonds sowie die dafür ursächlichen Mittelbewegun-

gen aufgezeigt. Zusammengefasst stellt sich die Finanzrechnung wie folgt dar: 

  2016 2015 
  
    T€     T€   
           
Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit   -1.006   654   
Saldo aus der Investitionstätigkeit   208   -46   
Finanzmittelergebnis   -798   

 
608   

        
Saldo aus der Finanzierungstätigkeit   -230   -1.866   
Änderung des Bestandes an eigenen Finanzmitteln   -1.028   

 
-1.258   

        
Anfangsbestand an Finanzmitteln am 01.01.   2.157   3.415   
Endbestand an Finanzmitteln am 31.12.   1.129   

 
2.157   

              

Das Finanzmittelergebnis ist im Jahresvergleich deutlich zurückgegangen. Das Finanzmitteler-

gebnis zeigt an, dass die Zahlungsmittelzuflüsse aus der laufenden Verwaltungstätigkeit und der 

Investitionstätigkeit nicht auskömmlich waren und zusammen mit dem negativen  Saldo aus Fi-

nanzierungstätigkeit  zu einer Verringerung der vorhandenen Finanzmittel geführt haben. 
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Im Folgenden werden der fortgeschriebene Planansatz sowie das Ist-Ergebnis für das Haushalts-

jahr 2016 gegenübergestellt: 

  Planansatz Ist   Ver-   
  änderung   
    T€     T€     T€   
        
Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -1.498   -1.006   492   
Saldo aus der Investitionstätigkeit -596   208   804   
Saldo aus der Finanzierungstätigkeit -738   -230   508   
Bestandsveränderung Finanzmittel -2.832   -1.028   1.804   
                    

Der Ist-Saldo stellt sich insgesamt besser dar, als der Planansatz. Die positive Entwicklung ergibt, 

verglichen mit dem Planansatz, eine Bestandsveränderung der Finanzmittel von 1.804 T€. 
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V. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks des Abschlussprüfers und Schlussbemerkung 

Wir haben nach dem abschließenden Ergebnis unserer auftragsgemäßen Prüfung den Jahresab-

schluss zum 31.12.2016 und den Lagebericht 2016 der Gemeinde Bestwig mit dem folgenden 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen:  

„An die Gemeinde Bestwig: 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, 

Teilergebnisrechnungen, Teilfinanzrechnungen sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchfüh-

rung, der Inventur, des Inventars, der Übersicht über örtlich festgelegte Nutzungsdauern der Ver-

mögensgegenstände und den Lagebericht der Gemeinde Bestwig für das Haushaltsjahr vom 

01.01. bis 31.12.2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung dieser Unterlagen nach den 

gemeinderechtlichen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den ergänzenden Bestimmungen 

der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen liegen in der Verantwortung des Bür-

germeisters der Gemeinde Bestwig. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch-

geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfüh-

rung, der Inventur, des Inventars und der Übersicht über örtlich festgelegte Nutzungsdauern der 

Vermögensgegenstände sowie über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 101 Abs. 1 GO NRW und nach § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-

fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-

lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-

nanzlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung 

der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirtschaftliche 

und rechtliche Umfeld der Gemeinde sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-

trollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Inventar, Übersicht über örtlich 

festgelegte Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände, Jahresabschluss und Lagebericht 

überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der 

angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Bürgermeisters 

der Gemeinde Bestwig sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grund-

lage für unsere Beurteilung bildet. 
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Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung, aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse, entspricht der 

Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzun-

gen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-

mögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde Bestwig. Der Lagebericht steht im 

Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde 

Bestwig und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar." 

Den vorstehenden Bericht, einschließlich des im Prüfungsbericht wiedergegebenen Bestätigungs-

vermerks, erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grund-

sätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450). Eine Verwen-

dung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts be-

darf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresab-

schlusses und/oder des Lageberichtes in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form 

bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert 

oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 

Gütersloh, am 31. März 2017 

W R G 
Audit GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

   
Lüke 

Wirtschaftsprüfer 
 Robbers 

Wirtschaftsprüfer 
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1. Einleitung 

 

Zum 01.01.2006 hat die Gemeinde Bestwig ihr Rechnungswesen auf das System 

der doppelten Buchführung nach den Grundsätzen des Neuen Kommunalen Fi-

nanzmanagements umgestellt.  

  

Die Haushaltswirtschaft richtet sich nach den Vorschriften des Gesetzes über ein 

Neues Kommunales Finanzmanagement für Gemeinden im Land Nordrhein-

Westfalen (Kommunales Finanzmanagementgesetz NRW – NKFG NRW) vom 

16.11.2004, zuletzt geändert durch das 1. NKF – Weiterentwicklungsgesetz – 

NKFWG vom 18.09.2012.   

 

Nach § 95 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

hat die Gemeinde zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresab-

schluss aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haushalts-

jahres nachzuweisen ist. Der Jahresabschluss muss unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde 

vermitteln und ist zu erläutern. Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnis-

rechnung, der Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz und dem Anhang. 

Ihm ist ein Lagebericht beizufügen. 

 

§ 44 Abs. 3 Gemeindehaushaltsverordnung - GemHVO - legt fest, dass dem An-

hang ein Anlagenspiegel, ein Forderungsspiegel und ein Verbindlichkeitenspiegel 

nach den §§ 45 bis 47 GemHVO NRW beizufügen sind.  

 

 Anhang 
§ 44 GemHVO NRW legt im Einzelnen fest, welche Inhalte dieser Anhang haben 

muss. Entsprechend der Abs. 1 und 2 werden für den Jahresabschluss 2016 fol-

gende Punkte im Anhang dargestellt:  

 

Ø Die verwendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu den Positionen 

der Bilanz und der Ergebnisrechnung mit Erläuterung 
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Ø Die im Verbindlichkeitenspiegel ausgewiesenen Haftungsverhältnisse und Be-

stellungen von Sicherheiten   

 

Ø Sachverhalte, aus denen sich künftig erhebliche finanzielle Verpflichtungen er-

geben können   

 

Ø Darstellung der Gegenstände des Anlagevermögens, für die Rückstellungen 

aus unterlassener Instandhaltung gebildet wurden sowie der entsprechende 

Rückstellungsbetrag  

 

Ø Aufgliederung des Bilanzpostens „sonstige Rückstellungen“, soweit es sich um 

wesentliche Beträge handelt  

 

Ø Verpflichtungen aus Leasingverträgen   

 

Ø Weitere wichtige Angaben, soweit dies gesetzlich vorgesehen ist.   

 

 Anlagenspiegel 
Gemäß § 44 Abs. 3 GemHVO NRW ist ein Anlagenspiegel zu erstellen, in dem die 

Entwicklung der Posten des Anlagevermögens darzustellen ist. Zu den Posten 

sind jeweils die Anschaffungs- und Herstellungskosten, die Zugänge, Abgänge 

und Umbuchungen, die Zuschreibungen, die kumulierten Abschreibungen, die 

Buchwerte am Abschlussstichtag und am vorherigen Abschlussstichtag und die 

Abschreibungen im Haushaltsjahr anzugeben. 

 

Forderungsspiegel 
Der dem Anhang beizufügende Forderungsspiegel nach § 46 GemHVO NRW ist 

mindestens entsprechend § 41 Abs. 3 Nr. 2.2 GemHVO zu gliedern. Für diesen 

Forderungsspiegel ist das Muster gem. Anlage 24 zu § 46 der GemHVO NRW zu 

verwenden.   

 

Verbindlichkeitenspiegel 

Der Verbindlichkeitenspiegel nach § 47 GemHVO NRW ist in seiner Gliederung 

festgelegt. Ein entsprechendes Muster nach der Anlage 25 zur GemHVO NRW 

wurde angewendet.  
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2. Erläuterung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zu den Posten der 
Bilanz und den Positionen der Ergebnisrechnung bzw. Finanzrechnung 

 

2.1  Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden  

 

Bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2006 sind die 

§§ 53 ff. GemHVO NRW angewendet worden. Zukünftig ist die Bewertung nach 

§ 32 GemHVO NRW vorzunehmen. 

 

Bei der Ermittlung von Wertansätzen für Vermögensgegenstände und Schulden 

sind insbesondere die Vorschriften der §§ 33 ff. GemHVO NRW zu beachten. Er-

fasst und anschließend bewertet werden die Vermögensgegenstände, an denen 

die Gemeinde Bestwig das wirtschaftliche Eigentum hat und die selbständig ver-

wertbar sind. Die Zugehörigkeit zum Anlagevermögen ist somit nach wirtschaftli-

chen und nicht nach zivilrechtlichen Gesichtspunkten zu beurteilen. Während der 

zivilrechtliche Eigentumsbegriff die rechtliche Verfügungsgewalt über Vermögens-

gegenstände beschreibt, trägt das wirtschaftliche Eigentum den tatsächlichen 

Verhältnissen Rechnung: Wer hat Verfügungsmacht über den Gegenstand und 

trägt die Gefahren und Lasten hieraus? In der Regel stimmen wirtschaftliches und 

zivilrechtliches Eigentum überein. Bei Unklarheiten ist im Einzelfall zu entschei-

den. 

 

Aufgrund der oben genannten Bestimmungen wurden folgende Vermögens-

gegenstände nicht bewertet: 

· Kindergarten Heringhausen 

· Schützenhalle Nuttlar 

· Schützenhalle Velmede 

· Dorfhalle Wasserfall  
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Insbesondere sind folgende allgemeine Grundsätze zu beachten: 

 

a) Vermögensgegenstände und Schulden sind einzeln zu bewerten. Wert-

minderungen können nicht mit Wertsteigerungen verrechnet werden.  

 

b) Es ist vorsichtig zu bewerten, d. h. auch alle vorhersehbaren Risiken und 

Verluste, die bis zum Abschlussstichtag entstanden sind, müssen berück-

sichtigt werden.  

 

c) Im Haushaltsjahr entstandene Aufwendungen und erzielte Erträge sind 

grundsätzlich unabhängig von den Zeitpunkten der entsprechenden Zah-

lungen zu berücksichtigen. Diese wesentliche Abweichung von dem im 

kameralen Haushaltsrecht gültigen Kassenwirksamkeitsprinzip trägt we-

sentlich zur Ermittlung des periodenbezogenen Ressourcenverbrauchs 

und des Ressourcenaufkommens bei.   

 

d) Ein Vermögensgegenstand ist in die Bilanz aufzunehmen, wenn die Ge-

meinde das wirtschaftliche Eigentum daran innehat und dieser selbststän-

dig verwertbar ist. Als Anlagevermögen sind nur die Gegenstände auszu-

weisen, die dazu bestimmt sind, dauernd der Aufgabenerfüllung zu dienen. 

 
e) Bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens, deren Nutzung zeit-

lich begrenzt ist, sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten um 

planmäßige Abschreibungen zu vermindern. Die Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten werden dazu linear auf die Haushaltsjahre verteilt, in de-

nen der Vermögensgegenstand voraussichtlich genutzt wird.  

  

Die Nutzungsdauern sind entsprechend den verbindlichen Vorgaben – An-

lage 15 zu § 35 Abs. 3 GemHVO NRW – festgelegt worden.  

 

Abweichungen und Besonderheiten in Ausnahmefällen werden bei der 

entsprechenden Bilanzposition erläutert. 

 

 

 
 



Anhang 31.12.2016  Gemeinde Bestwig 

Anlage 1d / - 5 - 

 
2.2 Angaben zu Positionen der Bilanz zum 31.12.2016  

 
Aktivseite 
 

Die Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus dem Anlagenspiegel für 

das Haushaltsjahr 2016 (Anlage 1). 
 

Sachanlagevermögen 

 

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungs- und Herstellungskosten, vermin-

dert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt worden. Die Festlegung der Nut-

zungsdauern orientiert sich an der vom Innenministerium Nordrhein-Westfalen be-

kannt gegebenen Abschreibungstabelle für Kommunen unter Berücksichtigung der 

tatsächlichen örtlichen Verhältnisse. Es wird die lineare Abschreibungsmethode 

angewendet. Die geringwertigen Wirtschaftsgüter werden im Zugangsjahr in voller 

Höhe abgeschrieben. 

 

Finanzanlagen  

 

Beteiligungen  

Unter dieser Bilanzposition sind alle Anteile der Gemeinde an Unternehmen ein-

geordnet, die in der Absicht gehalten werden, eine dauernde Verbindung zu die-

sen Unternehmen herzustellen, wobei eine Beteiligung allerdings im Rahmen von 

20 bis 50 % liegt. Die Bewertung dieser Beteiligungen erfolgte im Rahmen der Er-

stellung der Eröffnungsbilanz auf der Grundlage des § 55 Abs. 6 GemHVO NRW 

und unter Nutzung der Eigenkapitalspiegelmethode, wobei der anteilige Wert des 

Eigenkapitals unter Berücksichtigung von Rücklagen und Gewinnen bzw. Verlus-

ten berücksichtigt wird. 

 

Sondervermögen 

Das als Eigenbetrieb der Gemeinde Bestwig geführte Abwasserwerk ist gemäß 

§ 97 GO NRW i. V. m. §§ 107 und 114 GO NRW als Sondervermögen auszu-

weisen. Die Bewertung erfolgte im Rahmen der Erstellung der Eröffnungsbilanz in 

Ausübung des Wahlrechts nach § 55 Abs. 6 GemHVO NRW ebenfalls nach der 

Eigenkapitalspiegelmethode. 
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Wertpapiere des Anlagevermögens 
Ausgewiesen werden Anteile am Versorgungsfonds der Westfälisch-Lippischen 

Versorgungskasse für Gemeinden und Gemeindeverbände. 

 
Ausleihungen   

„Sonstige Ausleihungen“ sind solche Ausleihungen, die die Gemeinde Bestwig 

seinen Bediensteten gegenüber als Arbeitgeberdarlehen gewährt hat. Weiterhin 

werden unter dieser Position die durch die Gemeinde Bestwig gewährten Woh-

nungsbaudarlehen geführt.  

 

 Umlaufvermögen  

 

 Vorräte: Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren  

 Dieser Bilanzposten umfasst alle Vermögensgegenstände, die dem Geschäftsbe-

trieb nicht dauerhaft dienen sollen. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um La-

gerbestände, die dem Dienstbetrieb der Gemeinde Bestwig dienen. Die Vorräte 

wurden durch eine körperliche Bestandsaufnahme ermittelt und unter Beachtung 

des Niederstwertprinzips bewertet. Ferner gehören hierzu die Festwerte im Be-

reich der Feuerwehr.   

 

 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände  

Die hier im Einzelnen aufgeführten Forderungen ergeben sich aus der Jahresab-

grenzung 2016. Der Forderungsspiegel ist als Anlage 2 beigefügt.  Die Forderun-

gen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zu Nennwerten angesetzt. Für 

das in den Forderungen enthaltene Ausfallrisiko ist eine Pauschalwertberichtigung 

in ausreichender Höhe von den Forderungen abgesetzt worden. Zudem sind Ein-

zelwertberichtigungen gebildet worden. 

  

 Die Position liquide Mittel umfasst die Kontostände bei den verschiedenen 

Kreditinstituten, bei denen die Gemeinde Bestwig ein Konto unterhält. 
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 Aktive Rechnungsabgrenzung 
 

Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite sind Auszahlungen vor dem Ab-

schlussstichtag, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Stichtag 

darstellen.  

Unter dieser Position sind u. a. die Januar-Gehälter 2017 der Beamten sowie In-

vestitionskostenzuschüsse bilanziert. 
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 Passivseite 
 
 Eigenkapital 

 

Die kommunale Bilanz in Nordrhein-Westfalen weist entsprechend dem Muster zu 

§ 41 GemHVO NRW auf der Passivseite das Eigenkapital der Kommune aus.  

 

Grundsätzlich ist das Eigenkapital die Differenz zwischen Vermögen (Aktiva) und 

Schulden (Verbindlichkeiten und Rückstellungen) unter Berücksichtigung der Son-

derposten. Als Vorbild dient hier zwar das kaufmännische Rechnungswesen, je-

doch wird aufgrund der kommunalen Besonderheiten die Eigenkapitalposition in 

die Allgemeine Rücklage, Sonderrücklagen, Ausgleichsrücklage und Jahresüber-

schuss / Jahresfehlbetrag unterteilt.  

 

Allgemeine Rücklage  

Die allgemeine Rücklage ergibt sich als Wert aus der Differenz der Aktivposten zu 

den übrigen Passivposten unter Abzug der - sofern noch vorhanden - Ausgleichs-

rücklage. 

 

Entwicklung: 

Stand 31.12.2015       13.496.797,97 € 

abzgl. anteiliger Fehlbetrag 2015            441.437,91 €  

zzgl. Verrechnung von Erträgen u. Aufwendungen 

mit der allgemeinen Rücklage    19.615,98 € 

Stand 31.12.2016      13.074.976,04 € 

 

Ausgleichsrücklage  

Die Ausgleichsrücklage ist nach § 75 Abs. 3 GO NRW in der Bilanz zusätzlich zur 

allgemeinen Rücklage anzusetzen.  

 

Sie ist eine Rücklage eigener Art und muss als Bestandteil des Eigenkapitals auf 

der Passivseite der Bilanz als gesonderter Posten angesetzt werden. Sie ist aber 

nicht Teil der allgemeinen Rücklage.  
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Die Ausgleichsrücklage dient dazu, im Bedarfsfall den Fehlbedarf im Ergebnisplan 

oder einen Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung zu decken, um den gesetzlich ge-

forderten Haushaltsausgleich zu erreichen. Sie soll den Kommunen den erforderli-

chen Spielraum gewähren, eigenverantwortlich den Haushaltsausgleich zu errei-

chen. Dabei ist berücksichtigt worden, dass eine dauernde Verringerung des in 

der Eröffnungsbilanz erstmalig ausgewiesenen Eigenkapitals letztlich zur bilanziel-

len Überschuldung der Kommune führt.  

 

Für die Kommunen gilt, dass die Ausgleichsrücklage in der Eröffnungsbilanz bis 

zur Höhe eines Drittels des Eigenkapitals gebildet werden kann, höchstens jedoch 

bis zu einem Drittel der Steuereinnahmen und der allgemeinen Zuweisungen nach 

dem Durchschnitt der letzten drei Haushaltsjahre. Dies ist im Rahmen der Erstel-

lung der Eröffnungsbilanz erfolgt.  

 

Dieser Ausgleichsrücklage können Jahresüberschüsse zugeführt werden, soweit 

ihr Bestand nicht den in der Eröffnungsbilanz zulässigen Betrag erreicht hat. Das 

bedeutet, dass die Bemessung der Ausgleichsrücklage nur einmal bei der Aufstel-

lung der Eröffnungsbilanz vorgenommen werden darf.  

 

Die Ausgleichsrücklage der Gemeinde Bestwig wurde im Rahmen der Erstellung 

der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2006 nach der zu diesem Zeitpunkt vorliegenden 

Handreichung des Innenministeriums ermittelt und belief sich auf 3.413.375 €. 

Hierbei wurde zur Ermittlung u. a. das Gewerbesteuer Ist-Aufkommen der Jahre 

2003 – 2005 zugrunde gelegt. In diesem Betrag waren die Gewerbesteuererstatt-

ungen eingeflossen. 

 

In der 3. Handreichung des Innenministeriums wird klargestellt, dass die Gewer-

besteuererstattungen dem Ist-Aufkommen der Gewerbesteuer hinzuzurechnen 

sind, da es sich um Ausgaben handelt. Hierdurch konnte die Ausgleichsrücklage 

um 310.154 € aufgestockt werden. 

 
Stand Ausgleichsrücklage zur Eröffnungsbilanz somit: 3.723.529 €. 
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Dementsprechend ist in Änderung der Eröffnungsbilanz der Betrag von 

310.154 € aus der allgemeinen Rücklage in die Ausgleichsrücklage umgebucht 

worden: 

 

Entwicklung: 

Stand 31.12.2007  2.549.619,33 € 

zzgl. Jahresüberschuss 2007  213.286,82 € 

zzgl. Umbuchung aus Allgemeiner Rücklage  310.154,00 € 

= Stand 31.12.2008  3.073.060,15 € 

zzgl. Jahresüberschuss 2008 294.294,77 € 

= Stand 31.12.2009   3.367.354,92 € 

abzgl. Jahresfehlbetrag 2009 836.243,21 € 

= Stand 31.12.2010  2.531.111,71 € 

abzgl. Jahresfehlbetrag 2010  1.519.721,36 € 

= Stand 31.12.2011   1.011.390,35 € 

abzgl. Jahresfehlbetrag 2011 504.007,15 € 

= Stand 31.12.2012 507.383,20 € 

abzgl. anteiliger Jahresfehlbetrag 2012 507.383,20 € 

= Stand 31.12.2013 0,00 € 

zzgl. Jahresüberschuss 2014 83.042,56 € 

= Stand 31.12.2014 83.042,56 € 

abzgl. anteiliger Jahresfehlbetrag 2015 83.042,56 € 

= Stand 31.12.2015 0,00 € 

  

Die Ausgleichsrücklage beträgt somit zum 31.12.2016 = 0,00 €. 

 
 
Jahresfehlbetrag  
Der Jahresfehlbetrag beläuft sich auf 1.810.109,54 € und ist der allgemeinen 

Rücklage zu entnehmen. Die Verpflichtung zum Ausgleich der Haushaltsrechnung 

gem. § 75 Abs. 2 Satz 2 GO NRW ist durch die Inanspruchnahme der allgemeinen 

Rücklage nicht erfüllt.  
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 Sonderposten 

 Sonderposten sind erhaltene Zuwendungen, die im Rahmen einer Zweckbindung 

für investive Maßnahmen vom Zuwendungsgeber bewilligt bzw. gezahlt wurden 

und von der Kommune nicht frei verwendet werden dürfen. Entsprechend 

§ 43 Abs. 5 GemHVO NRW wird die Auflösung der Sonderposten entsprechend 

der Abnutzung des bezuschussten Vermögensgegenstandes ertragswirksam vor-

genommen.  

 

 Aus der Anlagenbuchhaltung ergeben sich die Zuwendungen mit einem Wert zum 

31.12.2016, soweit der bezuschusste Vermögensgegenstand noch nicht abge-

schrieben ist.  

 

Der Sonderposten für den Gebührenausgleich nach § 6 KAG NRW entspricht den 

bisherigen Rücklagen aus Gebührenrechnungen, die zum 31.12.2016 noch im 

Bestand sind und für den Ausgleich der jeweiligen Gebühren herangezogen wer-

den. Diese werden mit jährlichen Beträgen als Ertrag gebucht.   

 

 Beiträge für fertig gestellte Erschließungsmaßnahmen dürfen aufgrund des 

Beschlusses des Gemeindeentwicklungsausschuss vom 20.05.2010 frühestens 

sechs Monate nach Fertigstellung der Sanierung nach KAG / BauGB erhoben 

werden. Derzeit besteht ein Haushaltsansatz für fertiggestellte Sanierungsmaß-

nahmen/Erschließungsmaßnahmen (KAG/BauGB-Beiträge 2017) i. H. v. T€ 645.   

 

Rückstellungen  

Pensionsrückstellungen  

Nach § 36 Abs. 1 GemHVO NRW sind Pensionsverpflichtungen nach den beam-

tenrechtlichen Vorschriften als Rückstellung anzusetzen. Zu diesen Rückstellun-

gen gehören bestehende Versorgungsansprüche sowie sämtliche Anwartschaften  

und andere fortgeltende Ansprüche nach dem Ausscheiden aus dem Dienst.  

Der hier bilanzierte Betrag ist durch ein versicherungsmathematisches Gutachten 

der Heubeck AG, Köln, ermittelt worden gem. § 36 Abs. 1 GemHVO NRW mit 5 % 

Rechnungszins. Die entsprechenden Zuführungen wurden eingebucht.   
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Instandhaltungsrückstellungen  

Für unterlassene Instandhaltung von Sachanlagen sind Rückstellungen anzuset-

zen, wenn die Nachholung der Instandhaltung hinreichend konkret beabsichtigt ist 

und als bisher unterlassen bewertet werden muss.  

Zum 31.12.2016 bestehen keine Instandhaltungsrückstellungen.  

 

Sonstige Rückstellungen  

Für Verpflichtungen, die dem Grunde oder der Höhe nach zum Abschlussstichtag 

noch nicht genau bekannt sind, sollen Rückstellungen angesetzt werden, sofern 

der zu leistende Betrag nicht geringfügig ist. Gebildet wurden Rückstellungen für 

bis zum Abschlussstichtag nicht genommenen Urlaub der Mitarbeiter und Mitarbei-

terinnen, Gleitzeitguthaben und Überstunden, Prüfungskosten (Jahres- und Ge-

samtabschlussprüfung, GPA), eine Rückstellung wegen eines bei der Finanzbe-

hörde anhängigen Rechtsstreits in einer Gewerbesteuerangelegenheit inkl. Ver-

zinsung und eine Rückstellung aufgrund der vom Hochsauerlandkreis angekündig-

ten Nachzahlung aufgrund der (vorläufigen) Abrechnung der Jugendamtsumlage 

2016. 
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Zusammenfassung Rückstellungen
Art der Rückstellung 01.01.2016 Zuführungen

lfd.Inanspruch-
nahme

Auflösung 31.12.2016

Pension-/
Beihilferückstellung 8.228.036,00 € 109.799,00 € 219.065,00 € 8.118.770,00 €

Urlaubsrückstellung
138.204,26 € 145.616,71 € 138.204,26 € 0,00 € 145.616,71 €

Überstundenrückstellung
41.000,24 € 43.069,94 € 41.000,24 € 0,00 € 43.069,94 €

Prüfungskosten 
Jahresabschluss 25.000,00 € 25.000,00 € 25.000,00 € 0,00 € 25.000,00 €
Prüfungskosten 
Gesamtabschluss 8.000,00 € 8.000,00 € 8.000,00 € 0,00 € 8.000,00 €

Prüfungskosten GPA
60.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 60.000,00 €

Rückstellung offene 
erhebliche Beträge / 
Jugendamtsumlage 2016 
(Nachzahlung) 0,00 € 188.570,00 € 0,00 € 0,00 € 188.570,00 €
Rückstellung offene 
erhebliche Beträge / Sonstige 178.420,00 € 0,00 € 78.013,14 € 13.986,86 € 86.420,00 €
Rückstellung drohende 
Verluste (AsylbLG) 13.300,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 13.300,00 €
Rückstellung drohende 
Verluste (Gewerbesteuer-
/Verzinsung) 505.000,00 € 22.000,00 € 0,00 € 0,00 € 527.000,00 €

9.196.960,50 € 542.055,65 € 290.217,64 € 233.051,86 € 9.215.746,65 €
 

 

Hinweis: Die lfd. Umlage-Aufwendungen (Sachkonto 5121000) zur Kommunalen 

Versorgungskasse Westfalen-Lippe (KVW, Münster), in Höhe von 

381.236,56 € im Jahr 2016, wirken sich unmittelbar in der Ergebnisrech-

nung sowie in der Finanzrechnung aus. Die o.g. Zuführungen zur Pensi-

ons- und Beihilferückstellung in Höhe von insgesamt 109.799 € entspre- 

  chen dem zahlungsunwirksamen Mehraufwand aus der Gegenüberstel-

lung der beiden Gutachten der KVW Münster über die Höhe der Rück-

stellungen zum 31.12.2015 bzw. 31.12.2016. Weiterhin sind u. a. auf-

grund eines Sterbefalles im Kreis der Versorgungsempfänger/innen die 

Pensions- und Beihilferückstellungen um 219.065 € ertragswirksam auf-

zulösen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anhang 31.12.2016  Gemeinde Bestwig 

Anlage 1d / - 14 - 

 
 Verbindlichkeiten  

 Der Bilanzausweis der Verbindlichkeiten orientiert sich im Wesentlichen an den 

Arten der Verbindlichkeiten, z. B. aus Krediten für Investitionen und zur Liquidi-

tätssicherung, aus Lieferungen und Leistungen und aus Transferleistungen. Bei 

den Krediten für die Investitionen ist eine weitere Gliederung nach Gläubigern vor-

geschrieben. Die Verbindlichkeiten sind mit dem Rückzahlungsbetrag angesetzt. 

Die Darstellung erfolgt in dem als Anlage 3 beigefügten Verbindlichkeitenspiegel 

gem. § 47 GemHVO NRW.  

 

Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
 Kredite für Investitionen hat die Gemeinde Bestwig vom privaten Kreditmarkt auf-

genommen. Im Jahr 2016 wurde ein Investitionskredit i. H. v. 150.000 € aufge-

nommen.  

 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung   

Zum Stichtag 31.12.2016 lag eine Verbindlichkeit aus einem Liquiditätsdarlehen 

i. H. v. 1.500.000 € vor.   

 
 Passive Rechnungsabgrenzungsposten 

Rechnungsabgrenzungsposten auf der Passivseite sind Einzahlungen vor dem 

Abschlussstichtag, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Stichtag 

darstellen.  

 Unter dieser Position werden Grabnutzungsgebühren ausgewiesen. 
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2.3 Angaben zu Positionen der Ergebnisrechnung 2016  

 
2.3.1 Allgemein 

 
Im Zentrum des neuen Haushaltswesens steht der Ergebnisplan/die Ergebnis-

rechnung, weil es zu den vordringlichen Zielen der Reform des Haushaltsrechts 

gehört, das Ressourcenaufkommen (Ertrag) bzw. den Ressourcenverbrauch 

(Aufwand) einer Periode vollständig abzubilden. Vollständig heißt vor allem ein-

schließlich der Abschreibungen und einschließlich der erst in späteren Geschäfts-

jahren zahlungswirksam werdenden Belastungen. Das bedeutet, dass nicht mehr 

der Zeitpunkt der Zahlung über die Zuordnung zum Haushaltsjahr entscheidet, 

sondern der Zeitraum, in dem der Ressourcenverbrauch bzw. das Ressourcen-

aufkommen durch die Verwaltungstätigkeit tatsächlich anfällt (§ 11 Abs. 2 GemH-

VO NRW). Werden Erträge und Aufwendungen in einem Leistungsbescheid fest-

gesetzt, ist die Veranschlagung nach dem Erfüllungszeitpunkt vorzunehmen. 

 

Im Ergebnisplan / In der Ergebnisrechnung werden insbesondere die Positionen 

der laufenden Verwaltungstätigkeit ausgewiesen. Der Rat ermächtigt die Verwal-

tung mit dem Ergebnisplan, die entsprechenden Ressourcen einzusetzen; die Er-

gebnisrechnung gibt den Nachweis hierüber.  

 
2.3.2 Die Ertragsarten der Gesamtergebnisrechnung 

  
 Steuern und ähnliche Abgaben  

Hier werden sämtliche Steuererträge der Kommune ausgewiesen.  

 

Zuwendungen und allgemeine Umlagen  

Erträge aus Zuwendungen und allgemeinen Umlagen sind Finanzmittel, die den 

Charakter einer Finanzhilfe haben. Sie dienen der Erfüllung von kommunalen Auf-

gaben, bei denen die Kostendeckung oder eine Pauschalierung unerheblich sind.  
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Sonstige Transfererträge   
Sonstige Transfererträge sind Erträge im öffentlichen Bereich, denen keine kon-

kreten Gegenleistungen gegenüberstehen. Sie beruhen auf einseitigen Ge-

schäftsvorfällen und nicht auf einem Leistungsaustausch.  

Transfererträge sind insbesondere Ersatzzahlungen von sozialen Leistungen in-

nerhalb und außerhalb von Einrichtungen.  

 
Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte  

Unter öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten werden die Verwaltungsgebühren, 

die Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte sowie die zweckgebundenen Ab-

gaben verbucht. 

 

Privatrechtliche Leistungsentgelte  
Privatrechtliche Leistungsentgelte sind Erträge aus Verkäufen, Mieten und Pach-

ten sowie Eintrittsgelder. 

 
Kostenerstattungen und Kostenumlagen  
Erträge aus Kostenerstattungen und Kostenumlagen beziehen sich auf die Erstat-

tung bzw. Umlage für den betriebsbedingten Verbrauch von Gütern und Dienst-

leistungen zur Erbringung eines öffentlichen Güterangebotes. Sie werden in der 

Regel von den öffentlich-rechtlichen Körperschaften sowie verbundenen und pri-

vaten Unternehmen geleistet.  

  

 Sonstige ordentliche Erträge 

Sonstige ordentliche Erträge sind alle anderen Erträge, die nicht speziell unter den 

anderen Ertragspositionen erfasst werden. 

Dabei handelt es sich in der Regel um ordnungsrechtliche Erträge wie Bußgelder, 

Säumniszuschläge und Ausgleichszahlungen.  
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2.3.3 Die Aufwandsarten des Gesamtergebnisplanes 

 

Personalaufwendungen 
Hierzu gehören alle auf der Arbeitgeberseite anfallenden Aufwendungen für das 

aktive Personal und Aufwendungen, die aufgrund von sonstigen arbeitnehmerähn-

lichen Vertragsformen geleistet werden. Hierzu zählen insbesondere die Dienst-

aufwendungen, Beiträge zu Versorgungskassen und gesetzlichen Sozialversiche-

rungen, Beihilfen, Unterstützungsleistungen, Zuführung zu den Pensionsrückstel-

lungen und pauschalierte Lohnsteuer.  

 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen umfassen alle Aufwendungen, die 

mit dem Verwaltungshandeln („Betriebszweck“) bzw. Umsatz- oder Verwaltungser-

lösen wirtschaftlich zusammenhängen. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um 

die Aufwendungen für die Fertigung, den Vertrieb, Aufwendungen für Energie, 

Wasser und Abwasser sowie Aufwendungen für die Unterhaltung und die Bewirt-

schaftung des Anlagevermögens.  

 
Bilanzielle Abschreibungen 
Die Abschreibungen stellen den Werteverzehr bzw. Ressourcenverbrauch des An-

lagevermögens dar. Durch die ertragswirksame Auflösung von Sonderposten bei 

zuschussfinanzierten Investitionsgütern (s. o. Zuwendungen und allgemeine Um-

lagen) wird dieser Aufwand relativiert. 

 
Transferaufwendungen 
Transferaufwendungen sind in der Regel alle Leistungen der Kommune an private 

Haushalte (Sozialtransfers) oder an Unternehmen (Subventionen). Bei typischen 

Transfers an natürliche Personen (Sozialhilfe) erfolgen diese ohne den Anspruch 

auf eine Gegenleistung.  

 

Transferaufwendungen beruhen auf einseitigen Geschäftsvorfällen und nicht auf 

einem direkten Leistungsaustausch. Dazu gehören insbesondere Zuweisungen 

und Zuschüsse für laufende Zwecke, Schuldendiensthilfen, Sozialtransferaufwen-

dungen, allgemeine Umlagen sowie die Kreisumlage. 
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Sonstige ordentliche Aufwendungen 
Sonstige ordentliche Aufwendungen umfassen alle Aufwendungen, die nicht in 

vorher genannten Aufwandspositionen, den Zinsen und ähnlichen Aufwendungen 

oder den außerordentlichen Aufwendungen zuzuordnen sind. Darunter fallen 

sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen, Aufwendungen für die Inan-

spruchnahme von Rechten und Diensten, Geschäftsaufwendungen sowie Auf-

wendungen für Beiträge und Sonstiges. 

 

2.3.4  Finanzerträge und -aufwendungen 
 
Finanzerträge 
Zu den Finanzerträgen zählen Erträge aus Beteiligungen und Zinsen sowie ähnli-

che Erträge.  

 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
Hierzu zählen im Wesentlichen Zinsaufwendungen und Kreditbeschaffungskosten.  
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2.3.5 Zusammenfassung Ergebnisrechnung 
 
Die Ergebnisrechnung der Gemeinde Bestwig für das Haushaltsjahr 2016 schließt 

mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 1.810.109,54 € ab. Im Vergleich zum 

fortgeschriebenen Ansatz des Fehlbetrags des Rechnungsjahres in Höhe von 

2.269.630,17 € bedeutet dieses eine Verbesserung zur Planung in Höhe von 

459.520,63 €. 
 
Die Verbesserung des Jahresergebnisses ergibt sich aus folgenden Positionen im 

Vergleich zum fortgeschriebenen Planansatz 2016: 
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Bezeichnung Art fortg. Ansatz IST-Ergebnis Differenz
Grundsteuer B 1.350.000 €       1.389.463 €     39.463 €        

Gewerbesteuer 5.500.000 €       4.981.934 €     518.066 €-      

Gemeindeanteil a.d.Einkommenst. 4.017.000 €       4.006.506 €     10.494 €-        

Gemeindeanteil a.d.Umsatzsteuer . 550.000 €          550.047 €        47 €              

Kompensationsleistungen 401.000 €          396.567 €        4.433 €-          

Sonstige 193.000 €          220.075 €        27.075 €        

Gesamtsumme 12.011.000 €      11.544.592 €    466.408 €-      

Schlüsselzuweisungen 621.400 €          621.185 €        215 €-             

Zuweisungen vom Bund 157.150 €          122.210 €        34.940 €-        

Schulpauschale (konsumtiver Anteil) 142.350 €          127.771 €        14.579 €-        

Auflösung SoPo´s 879.500 €          721.324 €        158.176 €-      

Sonstige 43.550 €            74.461 €          30.911 €        

Gesamtsumme 1.843.950 €       1.666.952 €     176.998 €-      

Benutzungsgebühren (u.a.Friedhöfe) 1.277.179 €       1.169.869 €     107.310 €-      

Verwaltungsgebühren, Pässe etc. 52.050 €            66.605 €          14.555 €        

Sonstige (Auflösung SoPo´s etc) 525.120 €          521.628 €        3.492 €-          

Gesamtsumme 1.854.349 €       1.758.103 €     96.246 €-        

Mieten, (Jagd-)Pachten, Nebenkosten 237.080 €          228.318 €        8.762 €-          

Sonstige Verw.-u.Betriebseinn. 45.085 €            42.241 €          2.844 €-          

Ersatzleistungen Schadensfälle - €                     7.759 €            7.759 €          

Erträge aus Verkauf 72.000 €            154.364 €        82.364 €        

Sonstige (u.a. Anzeigenverkauf) 13.600 €            14.946 €          1.346 €          

Gesamtsumme 367.765 €          447.628 €        79.863 €        

Erstattungen vom Bund 300.000 €          289.515 €        10.485 €-        

Erstattungen vom Land 2.532.110 €       1.687.853 €     844.257 €-      

Kostenanteil Stadt Meschede (TAG) 134.960 €          134.763 €        197 €-             

Kostenerstattungen priv.Untern. 15.720 €            15.703 €          17 €-              

Sonstige 31.750 €            51.307 €          19.557 €        

Gesamtsumme 3.014.540 €       2.179.140 €     835.400 €-      

Konzessionsabgaben (Gas+Strom) 360.000 €          244.019 €        115.981 €-      

Säumniszuschläge, Zinsen 20.000 €            32.992 €          12.992 €        

Einheitslastenabrechnung 2014 58.000 €            58.275 €          275 €             

Auflösung sonst. SoPo´s 131.791 €          124.676 €        7.115 €-          

Abgänge von SoPo´s - €                     109 €              109 €             

Auflösung Pensionsrückstellung - €                     219.065 €        219.065 €      

Sonstige 11.150 €            71.462 €          60.312 €        

Gesamtsumme 580.941 €          750.599 €        169.658 €      

19.672.545 €      18.347.013 €    1.325.532 €-    10. Ordentliche Erträge

7. Sonstige ordentliche Erträge

1. Steuern und ähnliche Abgaben

2. Zuwendungen u.allgemeine 
Umlagen

4. Öffentlich-rechtliche 
Leistungsentgelte

5. Privatrechtliche 
Leistungsentgelte

6. Kostenerstattungen u. 
Kostenumlagen
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Bezüge der Beamten 617.307 €          615.044 €        2.263 €-          

Bezüge Tariflich Beschäftigte 2.008.212 €       1.865.814 €     142.398 €-      

Beiträge Versorgungsk. T.Besch. 157.961 €          149.984 €        7.977 €-          

Beiträge SV T. Beschäftigte 392.668 €          368.960 €        23.708 €-        

Beihilfen für Beschäftigte 39.000 €            36.586 €          2.414 €-          

Zuführung Pensionsrückst.Besch. 92.962 €            109.799 €        16.837 €        

Zuführung Urlaubsrückstellung - €                     7.412 €            7.412 €          

Zuführung Überstundenrückstellung - €                     2.070 €            2.070 €          

Sonstige 620 €                620 €              0 €-                

Gesamtsumme 3.308.730 €       3.156.287 €     152.443 €-      

Beiträge Versorgungskasse Beamte 387.150 €          381.237 €        5.913 €-          

Beihilfen Versorgungsempfänger 85.250 €            79.398 €          5.852 €-          

Gesamtsumme 472.400 €          460.634 €        11.766 €-        

Energie 342.975 €          324.355 €        18.620 €-        

Baul.Unterhalt./Sanierung (Gebäude) 455.600 €          439.515 €        16.085 €-        

Unterhaltung von Bäumen 42.430 €            5.037 €            37.394 €-        

lfd. Straßenunterhaltung 67.200 €            79.537 €          12.337 €        

Straßenunterhaltung (Einzelmaßn.) 55.000 €            41.670 €          13.330 €-        

Abwasser (inkl.Straßenentwäss.) 291.731 €          263.692 €        28.039 €-        

Straßenplanungskosten 10.000 €            - €                   10.000 €-        

Planungsgrundlagen/Katasterka. 55.000 €            46.267 €          8.733 €-          

Unterhaltung der Fahrzeuge 65.500 €            51.333 €          14.167 €-        

Reinigungskosten 208.871 €          213.035 €        4.164 €          

Schülerbeförderungskosten 162.600 €          193.050 €        30.450 €        

Sonstige 1.827.933 €       1.606.931 €     221.002 €-      

Gesamtsumme 3.584.840 €       3.264.422 €     320.417 €-      

14. Bilanzielle Abschreibungen Gesamtsumme 2.129.200 €       1.962.248 €     166.952 €-      

Krankenhausinvestitionsumlage 135.000 €          133.465 €        1.535 €-          

Zuschüsse an Sport-/Tennisvereine 26.000 €            22.123 €          3.877 €-          

"Asylhaushalt" 2.747.700 €       1.499.626 €     1.248.074 €-    

Gewerbesteuerumlage 419.400 €          374.644 €        44.756 €-        

Fonds Deutsche Einheit/Zuschlag G.-U. 407.500 €          363.940 €        43.560 €-        

Kreisumlage 6.904.000 €       7.091.331 €     187.331 €      

Finanzierungsbeteiligung SGB II 152.500 €          190.839 €        38.339 €        

Sonstige 309.550 €          315.982 €        6.432 €          

Gesamtsumme 11.101.650 €      9.991.949 €     1.109.701 €-    

Prüfungskosten (inkl.Rückstellung) 53.000 €            11.719 €          41.281 €-        

Aufwand EDV 187.089 €          152.395 €        34.694 €-        

Wertveränderung Sachanl.(Straßen...) - €                     1.187 €            1.187 €          

Niederschlagung, Erlass - €                     17.205 €          17.205 €        

Versicherungsbeiträge inkl. Kfz 176.859 €          187.354 €        10.495 €        

Auflösung Aktive RAP 41.800 €            33.962 €          7.838 €-          

Zuführung SoPo's Gebührenhaushalte - €                     46.292 €          46.292 €        

Sonstige 459.008 €          513.546 €        54.539 €        

Gesamtsumme 917.756 €          963.659 €        45.903 €        

21.514.575 €      19.799.200 €    1.715.375 €-    

1.842.030 €-       1.452.187 €-     389.844 €      

11. Personalaufwendungen

12. Versorgungsaufwendungen

13. Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

15. Transferaufwendungen

16. Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

17. Ordentliche Aufwendungen

18. Ordentliches Ergebnis 
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19. Finanzerträge Gesamtsumme 35.400 €            46.994 €          11.594 €        

Zinsen an Kreditmarkt 393.000 €          367.534 €        25.466 €-        

Zinsen im Kontokorrentverkehr 50.000 €            5.643 €            44.358 €-        

Zinsen Gewerbesteuererst./Rückstellung 20.000 €            31.741 €          11.741 €        

Sonstige - €                     - €                   - €                 

Gesamtsumme 463.000 €          404.917 €        58.083 €-        

21. Finanzergebnis 427.600 €-          357.923 €-        69.677 €        

2.269.630 €-       1.810.110 €-     459.521 €      

2.269.630 €-       1.810.110 €-     459.521 €      

- €                     20.374 €          20.374 €        

- €                     - €                   - €                 

- €                     758 €              758 €             

- €                     - €                   - €                 

- €                     19.616 €          19.616 €        

27. Verrechnete Erträge bei Vermögensgegenständen 

28. Verrechnete Erträge bei Finanzanlagen

29. Verrechnete Aufwendungen bei Vermögensgegenständen

30. Verrechnete Aufwendungen bei Finanzanlagen

31. Verrechnungssaldo

Nachrichtlich: Verrechnung von Erträgen und Aufwendungen mit der allgemeinen Rücklage 

20. Zinsen und sonstige 
Finanzaufwendungen

22. Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit

26. Jahresergebnis
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2.4 Angaben zur Finanzrechnung 2016 

Aus der Gesamtfinanzrechnung des Jahres 2016 ergibt sich ein Abgang an liqui-

den Mitteln in Höhe von 1.027.825,57 €. Dies resultiert aus dem Saldo der lfd. 

Verwaltungstätigkeit.  

Die Liquiden Mittel (1.128.871,62 €) und die Verbindlichkeiten aus Liquiditätsdar-

lehen (1.500.000 €) weisen zusammen zum 31.12.2016 einen negativen Saldo 

von 371.128,38 € aus. 

 

3. Kostenrechnende Einrichtungen 
Gem. § 43 Abs. 6 GemHVO NRW sind Kostenunter- und Kostenüberdeckungen 

bei kostenrechnenden Einrichtungen im Anhang anzugeben.  

 

Der Gebührenhaushalt Abfallbeseitigung hat einen Überschuss erwirtschaftet, der 

dem Sonderposten Abfallbeseitigung zugeführt wurden.  

- Abfallbeseitigung (46.291,80 €, neuer SoPo = 271.894,67 €).  

 

Nachrichtlich der Stand der Sonderposten der beiden anderen Gebührenhaushal-

te: 

- Bestattungswesen (SoPo = 0,00 €),  

- Winterdienst (SoPo = 208.139,87 €),  

 
4. Sonstige Angaben 

Erläuterungen zu Haftungsverhältnissen und Bestellungen von Sicherheiten, 
aus denen sich künftig erhebliche finanzielle Verpflichtungen ergeben kön-
nen  
Aus dem beigefügten Verbindlichkeitenspiegel ist erkennbar, dass die Gemeinde 

Bestwig Bürgschaften für die Unternehmen, an denen die Gemeinde beteiligt ist, 

übernommen hat (Trinkwasser / heute: HSW). Die Aufteilung des Betrages von 

6.893.566,50 € ergibt sich aus der Anlage 4. 
 
Durch die Bürgschaften werden Darlehen der HSW gesichert. Aufgrund der wirt-

schaftlichen Entwicklung der HSW ist mit einer Inanspruchnahme nicht zu rech-

nen.  
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Verpflichtungen aus Leasingverträgen  

Die Gemeinde Bestwig hat zwei Leasingverträge abgeschlossen für das Dienst-

fahrzeug des Bürgermeisters (Laufzeit 2 Jahre) und den allgemeinen Dienstwagen 

(Laufzeit 3 Jahre).  

 

 Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Die Gemeinde Bestwig hat sich vertraglich verpflichtet, anteilige Jahresfehlbeträge 

der Bergbaumuseum Ramsbeck GmbH zu übernehmen. 

 

Weiterhin besteht eine finanzielle Verpflichtung (Pensionsverpflichtung) aus der 

Mitgliedschaft im Zweckverband „KDVZ Citkomm“. 

 

Mit der Stadt Meschede besteht eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 

Bildung und Unterhaltung der Touristischen Arbeitsgemeinschaft (TAG) „Rund um 

Hennesee“ in der u. a. die Aufteilung des jährlichen Zuschussbetrages an die TAG 

in Höhe von 230.000,00 € geregelt ist.  
 

59909 Bestwig, 31.03.2017 

Aufgestellt: Bestätigt: 

 

(gez. Kohlmann) (gez. Péus) 

Kämmerer Bürgermeister  
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1. Einleitung 

 

Gemäß § 37 Abs. 1 der Gemeindehaushaltsverordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GemHVO) hat die Gemeinde zum Schluss eines Haushaltsjahres ei-

nen Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung zu erstellen. Diesem Jahresabschluss ist ein Lagebericht nach § 48 GemH-

VO NRW beizufügen. 

 

Der Lagebericht soll gem. § 48 GemHVO NRW einen Überblick über die wichtigs-

ten Ergebnisse des Jahresabschlusses und Rechenschaft über die Haushaltswirt-

schaft im abgelaufenen Jahr geben und so gefasst werden, dass ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 

und Finanzlage der Gemeinde vermittelt wird. Außerdem hat der Lagebericht eine 

ausgewogene und umfassende, dem Umfang der gemeindlichen Aufgabenerfül-

lung entsprechende Analyse der Haushaltswirtschaft und der Vermögens-, Schul-

den-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde zu enthalten. Auch ist auf die Chan-

cen und Risiken für die künftige Entwicklung der Gemeinde einzugehen. 

 

 

2. Das Haushaltsjahr 2016 im Überblick 
 

Die Gemeinde Bestwig kann nunmehr bereits den 11. Jahresabschluss auf der 

Grundlage des Neuen Kommunalen Finanzmanagements (NKF) und damit der 

Doppik vorlegen. Der im Finanzzwischenbericht vom 05.10.2016 prognostizierte 

Fehlbetrag i. H. v. 2.198.325,00 € konnte durch Einsparungen in allen Budgets 

leicht verbessert werden. Nach Abschluss des Haushaltsjahres 2016 kann in der 

Ergebnisrechnung, trotz eines Rückgangs der Gewerbesteuererträge von rund 

518.000 €, der Haushaltsfehlbetrag gegenüber dem fortgeschriebenen Haushalts-

ansatz um 459.520,63 € verringert werden, so dass ein Fehlbetrag i. H. v. von 

1.810.109,54 € zum 31.12.2016 ausgewiesen werden kann. Eine restriktive Haus-

haltsbewirtschaftung, Minderaufwand im Bereich der Asylbewerberleistungen so-

wie bei den Personalaufwendungen und Teilauflösung der Pensions- und Beihilfe-

rückstellungen hatten maßgeblichen Einfluss auf dieses Ergebnis.  
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Bezeichnung Erträge Ergebnisrech-
nung

Ergebnisplan 
(fortg.Ansatz) Abweichung Abweichung 

%
Grundsteuer B 1.389.463,27 € 1.350.000,00 € 39.463,27 € 2,92
Gewerbesteuer 4.981.934,05 € 5.500.000,00 € -518.065,95 € -9,42
Zuweisungen vom Bund 122.210,29 € 157.150,00 € -34.939,71 € -22,23
Aufl. SoPo aus 
Zuwendungen 721.324,18 € 879.500,00 € -158.175,82 € -17,98
Benutzungsgebühren 1.169.869,24 € 1.277.179,00 € -107.309,76 € -8,40
Mieten, Pachten etc. 214.044,84 € 224.380,00 € -10.335,16 € -4,61
Sonst.privat. Entgelte 14.646,48 € 20.400,00 € -5.753,52 € -28,20
Erstattungen vom Bund 289.514,54 € 300.000,00 € -10.485,46 € -3,50
Erstattungen vom Land 
(FlüAG) 1.687.852,61 € 2.532.110,00 € -844.257,39 € -33,34
Konzessionsabgaben 
(Gas/Strom) 244.019,25 € 360.000,00 € -115.980,75 € -32,22
Auflösung Pensions-
/Beihilferückstellung 219.065,00 €   -  €                219.065,00 €   100,00

 
2.1 Ertragslage 

 
Der Plan-Ist-Vergleich zeigt in der Gesamtbetrachtung, dass die sowohl die Erträ-

ge als auch die ordentlichen Aufwendungen gesunken sind: 
 

Bezeichnung Ergebnisrech-
nung

Ergebnisplan 
(fortg.Ansatz) Abweichung Abweichung 

%
Erträge 18.394.007,53 € 19.707.945,00 € -1.313.937,47 € -6,67
Aufwendungen 20.204.117,07 € 21.977.575,17 € -1.773.458,10 € -8,07
Ergebnis -1.810.109,54 € -2.269.630,17 € 459.520,63 €

 
Die wesentlichen Abweichungen der Ergebnisrechnung im Vergleich zur Haus-
haltsplanung (siehe auch Tabelle im Anhang): 
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Bezeichnung 

Aufwendungen
Ergebnisrech-

nung
Ergebnisplan 
(fortg.Ansatz) Abweichung Abweichung 

%
Personalaufwendungen 
Gesamt 3.156.287,33 € 3.308.730,00 € -152.442,67 € -4,61
Versorgungsaufwendungen 460.634,49 € 472.400,00 € -11.765,51 € -2,49
Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen 3.264.422,17 € 3.584.839,52 € -320.417,35 € -8,94
Bilanzielle Abschreibungen 1.962.247,98 € 2.129.200,00 € -166.952,02 € -7,84
Transferaufwendungen 9.991.949,46 € 11.101.650,00 € -1.109.700,54 € -10,00
Sonst.ordentliche 
Aufwendungen 963.658,60 € 917.755,65 € 45.902,95 € 5,00

 
Der Ansatz der lfd. Personalaufwendungen konnte um rd. 152.400 € unterschritten 

werden. Bedingt durch die Zuführung zu den Pensions- und Beihilferückstellungen 

i. H. v. 109.799 € (Planansatz 65.722 € = überplanmäßiger Aufwand i. H. v. 

44.077 €) und der ertragswirksamen Auflösung der Pensions- und Beihilferückstel-

lungen u. a. aufgrund eines Sterbefalles in Höhe von 219.065 €, ergibt sich eine 

Netto-Reduzierung der Pensions- und Beihilferückstellungen in Höhe von 

109.266 € (Ertrag).  

 

Die Veränderungen bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen vertei-

len sich im Wesentlichen auf folgenden Positionen (in Bezug auf den fortgeschrie-

benen Planansatz): 

-  Aufwand für Energie (- 18.620,10 €) 

-  Aufwand für Abwasser (- 28.038,71 €) 

-  Bauliche Unterhaltung / Sanierung (- 15.762,65 €) 

-  Unterhaltung von Bäumen (- 37.393,50 €) 

-  Unterhaltung von Naturdenkmälern (- 12.867,18 €) 

-  Unterhaltung von Fahrzeugen (- 14.166,93 €) 

-  Unterhaltung von BGA (- 23.288,24 €) 

-  Schülerbeförderungskosten (+ 30.450,23 €)  

-  Lernmittel nach dem Lernmittelfreiheitsgesetzt (- 21.615,83 €)   

-  Sonstiger Aufwand für Sachleistungen (- 14.371,42 €) 

-  Straßenwinterdienst (- 24.899,03 €) 

- Deponiekosten (- 41.637,00 €) 

-  Kosten des Schwimmunterrichts (- 23.100,00 €) 

-  Werbungsaufwand (+ 16.027,40 €) 

-  Aufwand für Dienstleistungen (- 24.730,00 €) 
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-  Planungskosten (- 19.212,80 €) 

 

Die Transferleistungen sinken um 1.109.700,54 €. Diese Veränderungen entfallen 

überwiegend auf: 

- Zuschuss Bergbaumuseum Ramsbeck (+ 29.318,25 €) 

- Zuschuss an Dritte – Breitbandausbau (- 33.000,00 €) 

- Asyl-Bereich (- 1.248.073,82 €)  

- Gewerbesteuerumlage (- 44.756,33 €) 

- Fonds Deutsche Einheit / Zuschlag Gewerbesteuerumlage (- 43.560,45 €) 

- Kreis- und Jugendamtsumlage (+ 187.331,03 € wg. Rückstellungsbildung 

Nachzahlung Jugendamtsumlage 2016) 

 

Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen steigen um 45.902,95 €. Gründe hierfür 

liegen wesentlich in folgenden Positionen: 

- Sitzungsgelder (- 12.597,62 €) 

- Mieten / Nebenkosten (+ 51.535,03 €) 

- Sachverständigen-/Gerichtskosten (+ 14.876,65 €) 

- Aufwand für Prüfungsleistungen (- 41.280,88 €) 

- Aufwand Einstellung Sonderposten „Abfallbeseitigung“ (+ 46.291,80 €)  

- Niederschlagung / Erlass (+ 17.204,56 €).  

 

Abweichungen zwischen Planansatz und IST im Bereich Zinsen und sonstige Fi-

nanzaufwendungen: 

-  Ersparnis für Zinsen im Bereich Liquidität und Investitionskredite  

(- 69.823,72 €) 

- Rückstellungsbildung Verzinsung Gewerbesteuer wegen anhängigem Rechts-

streit bei der Finanzbehörde (+ 22.000,00 €) 
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2.2 Finanzrechnung 

 

Für die Finanzrechnung ergibt der Plan-Ist-Vergleich folgendes Bild: 

 
Bezeichnung 
Einzahlungen Finanzrechnung Finanzplan 

(fortg.Ansatz) Abweichung Abweichung 
%

Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 17.327.651,18 € 18.195.454,00 € -867.802,82 € -4,77
Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 1.325.246,97 € 3.592.657,00 € -2.267.410,03 € -63,11
Einzahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 650.818,07 € 150.700,00 € 500.118,07 € 331,86
Summe der 
Einzahlungen 19.303.716,22 € 21.938.811,00 € -2.635.094,78 €

Bezeichnung 
Auszahlungen Finanzrechnung Finanzplan 

(fortg.Ansatz) Abweichung Abweichung 
%

Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 18.333.809,99 € 19.693.170,65 € -1.359.360,66 € -6,90
Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 1.116.970,77 € 4.188.408,00 € -3.071.437,23 € -73,33
Auszahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 880.761,03 € 889.000,00 € -8.238,97 € -0,93
Summe der 
Auszahlungen 20.331.541,79 € 24.770.578,65 € -4.439.036,86 €

Änderung Bestand 
eigene Finanzmittel -1.027.825,57 € -2.831.767,65 € 1.803.942,08 €

 

Hinweis: 

Bei den Ein-/ bzw. Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit ist zu berücksichti-

gen, dass über die Konten „Andere sonstige Einzahlungen“ bzw. „Andere sonstige 

Auszahlungen“ die sog. „Durchlaufenden Gelder“ wie z. B. die Kindergartenbeiträ-

ge, SGB II - Erstattungen, welche an den Hochsauerlandkreis abgeführt werden, 

enthalten sind. Im Übrigen ist auf die gestiegenen Steuereinzahlungen und ähnli-

che Abgaben hinzuweisen (vgl. Mehrerträge).  
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2.3 Investitionen und Finanzierung 

 

 Mit rd. 1.116.970 € (Fortgeschriebener Planansatz: 4.188.408 €) erreichen die 

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 56,92 % der bilanziellen Abschreibungen in 

Höhe von rd. 1.962.247 € 

  

 Davon entfallen im Wesentlichen auf die folgenden investiven Auszahlungen: 

 

 Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden = 7.309 € 

- 7.042 € Grundstückserwerb Straßen 

   

Auszahlungen für Hochbaumaßnahmen = 85.841,52 €: 

- 85.841 € Feuerwehrgerätehaus Andreasberg 

 

Auszahlungen für Tiefbaumaßnahmen = 513.851,66 €: 

- 289.735 € Sanierung KAG Baumhofstraße  

-   34.841 € Sanierung KAG Im Eichborn 

- 103.408 € Sanierung KAG August-Beule-Straße 

  

Sonstige Baumaßnahmen = 141.022,44 €:  

-  133.272 € Renaturierung Elpe 

 

Erwerb von Fahrzeugen / Anbauteilen = 19.498,95 €: 

-      5.331 € Anbau Kehrmaschine für Radlader 

-    13.900 € Aufsitzrasenmäher 

 

2.4 Vermögens- und Kapitalstruktur 
 

Die Bilanzsumme zum 31.12.2016 beträgt 53.260.112,68 € und weist damit eine 

Verringerung gegenüber der Schlussbilanz zum 31.12.2015 in Höhe von 

2.288.034,15 € aus. 

 

Die Vermögensstruktur ist durch das Anlagevermögen von 50.910.028,56 € 

(95,59 %) geprägt. Der bedeutsamste Anteil entfällt auf die Sachanlagen und im- 
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materiellen Vermögensgegenstände. Hiervon sind das kommunale Infrastruktur-

vermögen mit 18.180.800,00 € (35,71 %) und die bebauten Grundstücke mit 

13.738.630,00 € (26,99 %) besonders hervorzuheben. 

 

Die im Wesentlichen aus Beteiligungen und Sondervermögen bestehenden Fi-

nanzanlagen stellen 11.022.914,56 € (20,70 %) der Bilanzsumme dar. 

 

Das Umlaufvermögen umfasst 1.817.460,79 € (3,41 %). Hierin enthalten sind pri-

vatrechtliche Forderungen i. H. v. 1.001,29 €, öffentlich-rechtliche Forderungen 

i. H. v. 356.000,77 € und liquide Mittel i. H. v. 1.128.871,62 €. 

 

Die aktive Rechnungsabgrenzung beläuft sich auf 532.623,33 €. 

 

 Auf der Passivseite beläuft sich das Eigenkapital auf 11.264.866,50 € und damit 

auf 21,15 % der Bilanzsumme. Im Einzelnen setzt sich das Eigenkapital aus der 

allgemeinen Rücklage, abzgl. des Jahresfehlbetrages 2016, zusammen. 

 

Zwischen Eigenkapital und Schulden stehen die Sonderposten aus Zuwendungen, 

Beiträgen und Gebührenüberschüssen, sowie die sonstigen Sonderposten in 

Höhe von 18.735.015,04 € (35,18 %). 

 

 Die Rückstellungen zum 31.12.2016 belaufen sich auf 9.215.746,65 € und binden 

damit 17,30 % des kommunalen Vermögens (Pensionsrückstellungen, drohende 

Verluste wg. Klageverfahren AsylbLG, Prüfungsrückstellungen, Urlaubs- und 

Überstundenrückstellungen, Rückstellung für einen Gewerbesteuerfall inkl. Ver-

zinsung, Rückstellung für eine Nachzahlung Jugendamtsumlage 2016 etc.). 

 

 Die Summe der Verbindlichkeiten beläuft sich auf 12.964.231,49 € (24,34 %). Hie-

rin enthalten sind Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen in Höhe von 

8.908.988,22 € (68,72 %), Liquiditätsdarlehen i. H. v. 1.500.000 € sowie Verbind-

lichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, Transferleistungen, Erhaltene Anzah-

lungen sowie sonstige Verbindlichkeiten in einer Gesamthöhe von 2.555.243,27 € 

(19,71 %).  
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 Die passive Rechnungsabgrenzung in Höhe von 1.080.253,00 € berücksichtigt 

Nutzungsrechte im Bereich der kommunalen Friedhöfe. 

 

2.5 Entwicklung des Anlagevermögens 

 

Die Veränderungen bei den Sachanlagen sind überwiegend auf die planmäßigen 

Abschreibungen zurückzuführen. Die komplette Entwicklung des Anlagevermö-

gens ist dem Anlagespiegel zu entnehmen. 

 
Finanzkennzahlen 

 

In gemeinsamer Arbeit von Aufsichtsbehörden der Kommunen sowie der Gemein-

deprüfungsanstalt als überörtliche Prüfungseinrichtung und Vertretern der örtli-

chen Rechnungsprüfung (VERPA), ist für die Beurteilung der wirtschaftlichen Lage 

der Kommunen ein NKF-Kennzahlenset erarbeitet worden. Darin sind die für die 

Prüfung wichtigen Kennzahlen zusammengefasst worden. Das NKF-

Kennzahlenset liegt dem Lagebericht als Anlage bei. 
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3. Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 
 
Der Lagebericht soll auch Schlussfolgerungen für die zukünftige Haushaltswirt-

schaft enthalten. 

Risiken für die Haushaltswirtschaft des Jahres 2017 ergeben sich aus verschiede-

nen Gesichtspunkten: 

 

 

3.1 Fehlbedarf im Ergebnisplan 

 
Die Aufwendungen im Ergebnisplan 2017 in Höhe von 21.068.486 € übersteigen 

die Erträge in Höhe von 19.504.420 € um 1.564.066 €. Die Erträge in 2017 wurden 

vorsichtig berechnet bzw. geschätzt. Es kann derzeit noch keine Prognose über 

die Entwicklung des voraussichtlichen Fehlbedarfes im Ergebnisplan 2017 abge-

geben werden.  

 

Der in der Haushaltsplanung 2017 ausgewiesene Fehlbedarf ergibt sich aufgrund 

der unverändert schwierigen Finanzlage der Gemeinde. Die Deckung des Fehlbe-

trages kann nur durch die Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage erfolgen.  

 

Seit dem Jahr 2015 werden nunmehr die Vorgaben und der Finanzrahmen aus 

dem Haushaltssicherungskonzept berücksichtigt, mit dem vorgegebenen Ziel, 

dass spätestens im zehnten auf das Haushaltsjahr folgende Jahr der Haushalts-

ausgleich nach § 75 Abs. 2 GO NRW wieder erreicht wird. Nach der Zweiten Fort-

schreibung des Haushaltssicherungskonzeptes (2017) kann dieses Ziel weiterhin 

erreicht werden.  

 

Gegenüber den Ergebnissen und der Haushaltsansätze der Vorjahre musste der 

Ansatz der Gewerbesteuererträge auf Grund der Erwartungen für 2017 deutlich 

gesenkt werden. Darüber hinaus werden die Aufwendungen des „Asylhaushalts“ 

den derzeitigen Gegebenheiten angepasst. Aber auch die Erstattungen für Flücht-

lingsaufgaben und -aufwendungen wurden auf Grund einer Spitzabrechnung ab 

2017 neu berechnet. Inwieweit die Höhe dieser Erstattungen, deren Berechnung 

auf Schätzungen basiert, zutrifft, bleibt abzuwarten. 
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3.2 Bestand an Finanzmitteln lt. Finanzplan (Stand: Verabschiedung Haushalt 
2017) 
Der Bestand an eigenen Finanzmitteln reduziert sich im Jahr 2017 lt. Haushalts-

planung um voraussichtlich – 1.144.383 €. Wie bereits in den Erläuterungen zum 

Ergebnisplan ausgeführt, kann auch hier derzeit über eine evtl. Reduzierung der 

Verminderung keine Aussage getroffen werden, so dass derzeit weiterhin von dem 

o. g. Betrag ausgegangen wird. 
 

Dieser Betrag errechnet sich wie folgt:

Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 18.051.608 €      
Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 18.865.436 €      
Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 813.828 €-          

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 2.575.310 €        
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 2.611.565 €        
Saldo aus Investitionstätigkeit 36.255 €-            

Finanzmittelfehlbedarf 850.083 €-          

Saldo aus Finanzierungstätigkeit 294.300 €-          

Änderung des Bestandes an eigenen Finanzmitteln 1.144.383 €-        

 

Kassenlage  

Die angespannte Haushaltslage hat, wie zuvor aufgezeigt, deutliche Auswirkun-

gen auf die Liquidität in 2017 sowie im Finanzplanungszeitraum bis 2020: 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 
(Ist-Werte: 2014 – 2016, Planwerte: 2017- 2020) 
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(Ist-Werte: 2014 – 2016, Planwerte: 2017 – 2020) 

 
 
 

 
(IST-Werte: 2013 – 2017, Planwerte: 2018 – 2021) 

 
 

Kassenbestand am 31.12.2016 : + 1.128.871,62 € 

 abzgl. Liquiditätsdarlehen               1.500.000,00 € 

 „Netto-Kassenbestand“             -    371.128,38 €.  
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3.3 Chancen 

 

Entgegen den Vorjahren blieben in 2016 die Erträge unter den Planansätzen. Nur 

durch eine restriktive Haushaltsbewirtschaftung konnte die Aufwandsseite eben-

falls reduziert werden.  

Inwieweit sich für die Städte und Gemeinden durch die Wirtschaftslage in den Fol-

gejahren weitere finanzielle Verbesserungen ergeben, bleibt abzuwarten. Die An-

sätze der Ertragsseite in den Jahren 2017 – 2020 wurden daher vorsichtig be-

rechnet bzw. geschätzt. Da im Haushaltsjahr 2016 der Fehlbetrag gegenüber dem 

fortgeschriebenen Planansatz um 459.520,63 € auf einen Fehlbetrag von 

1.810.109,54 € u. a. durch Minderaufwand im Bereich der Asylbewerberleistungen 

sowie bei den Personalaufwendungen und der Teilauflösung der Pensions- und 

Beihilferückstellungen, verringert werden konnte, sind die Bestrebungen für 2017, 

den geplanten Fehlbetrag von 1.564.066 € zu unterschreiten.  

 
 
3.4 Risikomanagement 
 

 Die ständig intern überwachte Haushaltswirtschaft wird durch das vom Rat gebil-

dete Haushaltsbegleitgremium begleitet. Diesem Gremium gehören an: 

 Der Bürgermeister und der Kämmerer sowie je zwei Vertreter der im Rat vertrete-

nen Fraktionen. In diesem Gremium wird verwaltungsseitig regelmäßig (ca. 6 Sit-

zungen pro Jahr) über die Veränderungen der sogenannten großen Haushaltspo-

sitionen sowie des lfd. Gesamthaushaltes berichtet. Weiterhin erfolgt ein Zwi-

schenbericht im Rat zu Beginn der 2. Jahreshälfte. 

 
 
4. Ausblick 
 
4.1 Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 
 

Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde Bestwig ist dadurch geprägt, dass sie fort-

laufend auf eine zukunftsorientierte und die stetige Aufgabenerfüllung abzielende 

Bewirtschaftung der Erträge und Aufwendungen ausgerichtet ist. Seit Jahren ver-

halten sich Politik und Verwaltung insbesondere bei der Entscheidung über not-

wendige Aufwendungen so, als wäre die Gemeinde Bestwig bereits in der Haus- 
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haltssicherung. Dieses Verhalten hat dazu geführt, die Gemeinde Bestwig in den 

Jahren 2006 (NKF-Einführung) bis 2014 vor der Haushaltssicherung „zu retten“.  

 

Erstmalig seit NKF-Einführung musste zum Haushalt 2015 ein Haushaltssiche-

rungskonzept gem. § 76 Abs. 1 Nr. 2 GO NRW aufgestellt werden. Gründe hierfür 

waren u. a. die negativen Veränderungen für die Gemeinde Bestwig bei der Be-

rechnung der Schlüsselzuweisungen (Berechnung Hauptansatz, Soziallastenan-

satz, Schüleransatz, Flächenansatz), Steigerung der Kreis- und Jugendamtsumla-

ge, steigende Personal- und Versorgungsaufwendungen (insbesondere die Zufüh-

rung zu den Pensions- und Beihilferückstellungen) und die Festlegung neuer 

Schlüsselzahlen für die Einkommen- und Umsatzsteueranteile.  

 

Das Haushaltssicherungskonzept 2015 sieht einen Haushaltsausgleich im Sinne 

von § 75 Abs. 2 GO NRW im Jahr 2025 vor. Nach der Zweiten Fortschreibung des 

Haushaltssicherungskonzeptes (2017) kann dieses Ziel weiterhin erreicht werden.  

 

Auch die Mittelveranschlagung im Haushalt für das Jahr 2017 berücksichtigt eine 

äußerst spitze Berechnung der Ansätze ohne Reserven und unter Beachtung der 

Vorgaben der Zweiten Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes (2017).  

 

Grundlage für die errechneten Planwerte sind weiterhin die Orientierungsdaten 

des Landes sowie das GFG 2017 unter Berücksichtigung örtlicher Besonderhei-

ten. Die Ermittlung der Daten erfolgte auf der Ebene der Produktsachkonten; die 

Ergebnisse wurden in zusammengefasster Form in die Teilpläne übernommen.  

 

Es ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei der Mittelveranschlagung im Haushalt 

2017 sowie im Finanzplanungszeitraum um eine Planung nach dem „Vorsichts-

prinzip“ gehandelt hat.  
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01.01.2006 3.413. 375 €
Änderung 2008 + 310.154 €

31.12.2006 - 863.756 € 2.859.773 €
31.12.2007 + 213. 287 € 3.073.060 €
31.12.2008 + 294.294 € 3.367.355 €
31.12.2009 - 836.243 € 2.531.112 €
31.12.2010 - 1.519.721 € 1.011.391 €
31.12.2011 - 504.007 € 507.384 €
31.12.2012 - 507.384 € 0 €
31.12.2013 0 € 0 €
31.12.2014 83.043 € 83.043 €
31.12.2015 -83.043 € 0 €

Entwicklung der Ausgleichsrücklage 2006 bis 2015

 
 

Unter Berücksichtigung des Haushaltsplanes 2017 ist bis 2020 die allgemeine 

Rücklage zur Deckung der jährlichen Fehlbeträge heranzuziehen.  

 
 
4.2 Haushaltskonsolidierung 
 

Da der Fehlbetrag 2016 i. H. v. 1.810.109,54 € durch die allgemeine Rücklage 

auszugleichen ist, gilt der Haushalt 2016 nicht als ausgeglichen im Sinne von 

§ 75 Abs. 2 GO NRW.  

 

Unter Berücksichtigung des in 2015 aufgestellten Haushaltssicherungskonzeptes 

und der Zweiten Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes (2017) ist es 

daher wichtiger denn je, die Bemühungen der vergangenen Jahre fortzusetzen. Es 

ist alles daran zu setzen, einem Eigenkapitalverzehr dauerhaft vorzubeugen, um 

zu verhindern, dass zunehmend die nicht investive Betätigung der Gemeinde 

durch Liquiditätskredite fremd finanziert wird. Im Haushaltsbegleitgremium sind 

entsprechende Maßnahmen regelmäßig zu beraten. 

 

Durch die Zweite Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes der Gemein-

de Bestwig (2017) kann der Haushaltsausgleich weiterhin im letzten Jahr des fest-

gesetzten zehnjährigen Sanierungszeitraums (2025) dargestellt werden. 
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4.3 Personalaufwendungen 
 

Weiterhin ist eine restriktive Personalstruktur zu berücksichtigen. 

 

 

4.4 Verschuldung  
 

Grundsätzlich ist, wie in den vergangenen Jahren, eine Nichterhöhung der Netto-

neuverschuldung (Tilgungsleistung = Kreditaufnahme) anzustreben. Unter Be-

rücksichtigung des aktuellen Zahlenwerkes ergibt sich im Jahr 2017 eine Ent-

schuldung i. H. v. 294.300 €.  

 

 

4.5 Fazit: 
 

Die Finanzentwicklung zwingt zu einer kontinuierlichen Aufgabenkritik und der Bil-

dung von Schwerpunkten bei allen Aktivitäten im laufenden Jahr, sowie in den fol-

genden Haushaltsjahren. Das bedingt die Formulierung von Prioritäten auf der 

Grundlage der Aufgaben der Gemeinde Bestwig. Der produktorientierte Haushalt 

bietet dafür im neuen Rechnungswesen eine gute Grundlage. Ein bedeutsames 

Ziel ist es, durch Einsatz finanzieller Mittel die guten Standards im Schulbereich 

der Gemeinde zu erhalten. 

 

 

5.  Organe und Mitgliedschaften: 

 

Gemäß § 95 Abs. 2 GO NRW werden am Schluss des Lageberichtes für den Bür-

germeister und Kämmerer sowie für die Ratsmitglieder folgende Angaben ge-

macht: 

· Familienname, Vorname 

· ausgeübter Beruf 

· Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 

Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes 

· Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten Aufgabenbereichen der 

Gemeinde in öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Form 



Lagebericht 31.12.2016  Gemeinde Bestwig 

Anlage 2 / - 16 - 

 

· Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher Unternehmen 

 

Die Vorschrift dient dazu, insbesondere gegenüber Bürgerinnen und Bürgern die 

Verantwortlichkeiten für den Jahresabschluss hervorzuheben. Gleichzeitig wird 

über die o. a. Pflichtangaben auf mögliche typische Interessenkonflikte hingewie-

sen, die im Zusammenhang mit der ausgeübten Tätigkeit stehen und dafür von 

Bedeutung sind. Auf die entsprechende Anlage zum Lagebericht wird verwiesen. 

 

 

Bestwig, 31.03.2017 

 

Aufgestellt: Bestätigt: 

 

 

(gez. Kohlmann) (gez. Péus) 

Kämmerer Bürgermeister 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

An die Gemeinde Bestwig: 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, 

Teilergebnisrechnungen, Teilfinanzrechnungen, sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buch-

führung, der Inventur, des Inventars, der Übersicht über örtlich festgelegte Nutzungsdauern der 

Vermögensgegenstände und den Lagebericht der Gemeinde Bestwig für das Haushaltsjahr vom 

01.01. bis 31.12.2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung dieser Unterlagen nach den 

gemeinderechtlichen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den ergänzenden Bestimmungen 

der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen liegen in der Verantwortung des Bür-

germeisters der Gemeinde Bestwig. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch-

geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfüh-

rung, der Inventur, des Inventars und der Übersicht über örtlich festgelegte Nutzungsdauern der 

Vermögensgegenstände sowie über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 101 Abs. 1  GO NRW und nach § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-

fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-

lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-

nanzlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung 

der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirtschaftliche 

und rechtliche Umfeld der Gemeinde sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen  

Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Inventar, Übersicht über örtlich 

festgelegte Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände, Jahresabschluss und Lagebericht 

überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der 

angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Bürgermeisters 

der Gemeinde Bestwig sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grund-

lage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer Beurteilung, aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse, entspricht der 

Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzun-

gen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-

mögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde Bestwig. Der Lagebericht steht im 

Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Ver-mögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde 

Bestwig und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gütersloh, am 31. März 2017 

W R G 
Audit GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

   

Lüke 
Wirtschaftsprüfer 

 Robbers 
Wirtschaftsprüfer 
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Rechtliche und steuerliche Grundlagen 

A. Darstellung der rechtlichen Verhältnisse 

Name: Gemeinde Bestwig 

Hauptsatzung: Die Hauptsatzung wurde durch den Rat der Gemeinde 

Bestwig am 02.11.1999 beschlossen. Es gilt die Hauptsatz-

ung in der aktuellen Fassung vom 22.12.2016.  

Haushaltsjahr: Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.  

Bürgermeister: Seit 06.12.2005: Herr Ralf Péus 

Rat: Dem Rat der Gemeinde Bestwig gehören in der Wahlperio-

de von 2014 bis 2019 insgesamt 28 Ratsmitglieder an.  

Es gilt die Geschäftsordnung für den Rat der Gemeinde 

Bestwig vom 02.11.1999 in der geänderten Fassung vom 

15.02.2015. 

Die Namen der gewählten Mitglieder des Rates sind in dem 

als Anlage 2 beigefügten Lagebericht unter Beachtung des  

§ 95 Abs. 2 GO NRW benannt.   

Ausschüsse der Stadt: Der Rat der Gemeinde Bestwig hat u.a. folgende Ausschüs-

se gebildet:  

- Betriebsausschuss für das Abwasserwerk der Ge-
meinde Bestwig 

- Bürgerausschuss 

- Gemeindeentwicklungsausschuss 

- Haupt- und Finanzausschuss  

- Rechnungsprüfungsausschuss 

- Schulausschuss 

- Tourismusausschuss 

- Wahlausschuss 

- Wahlprüfungsausschuss 
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Sondervermögen: Abwasserwerk der Gemeinde Bestwig. Das Abwasserwerk 

gehört zu 100 % zur Gemeinde Bestwig. 

B. Darstellung der steuerlichen Verhältnisse 

Die Gemeinde Bestwig ist als juristische Person des öffentlichen Rechtes gemäß § 1 Abs. 1 KStG 

lediglich mit ihren Betrieben gewerblicher Art unbeschränkt steuerpflichtig. 



 
 
 

Wirtschaftsberatungs- und Revisionsgesellschaft mbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Gütersloh                       Berlin                       Hannover                       Leipzig 

WRG 
® 



 


